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Vorvertragliche Informationen bei im Fernabsatz 
geschlossenen Verträgen über Finanzdienstleistungen
Hier: Informationen zum Kreditkartenangebot

Postbank – eine Niederlassung 
der Deutsche Bank AG

Sehr geehrte Kundin, sehr geehrter Kunde,
bei im Fernabsatz geschlossenen Verträgen über Finanzdienstleistungen 
ist das Kreditinstitut verpfl ichtet, den Verbraucher rechtzeitig vor 
Abschluss des Vertrages nach Maßgabe des Artikels 246b EGBGB zu 
informieren.
Dies vorausgeschickt, geben wir Ihnen zu unseren Kreditkarten nach-
folgende Informationen.

A1 Allgemeine Informationen zur Bank
Allgemeine Informationen zur Bank und zu für die Bank tätigen 
Dritten
Name und Anschrift der Bank
Deutsche Bank AG 
Taunusanlage 12
60262 Frankfurt am Main
Zuständiger Standort für die Postbank Card (Debitkarte), Postbank 
Card plus (Debitkarte), Mastercard und Visa Card (Kreditkarten)
Postbank – eine Niederlassung der Deutsche Bank AG
53245 Bonn
Mail: direkt@postbank.de
Zuständige Filiale
Postbank – eine Niederlassung der Deutsche Bank AG
Bundeskanzlerplatz 6
53113 Bonn 
Telefon: 0228 5500 5500
Telefax: 0228 5500 5515
E-Mail: direkt@postbank.de
Gesetzlich Vertretungsberechtigte der Bank (Vorstand)
Christian Sewing (Vorsitzender), James von Moltke, Fabrizio Campelli, 
Bernd Leukert, Alexander von zur Mühlen, Laura Padovani, 
Claudio de Sanctis, Rebecca Short, Stefan Simon, Olivier Vigneron
Eintragung der Hauptniederlassung im Handelsregister
Handelsregister des Amtsgerichts Frankfurt am Main: HRB 30000
Umsatzsteuer-Identifi kationsnummer
DE114103379
Hauptgeschäftstätigkeit der Bank
Gegenstand des Unternehmens ist der Betrieb von Bankgeschäften aller 
Art und von damit zusammenhängenden Geschäften.
Zuständige Aufsichtsbehörden
Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht, 
Graurheindorfer Straße 108, 53117 Bonn
(Internet: www.bafi n.de)
Europäische Zentralbank, Sonnemannstr. 20,
60314 Frankfurt am Main
(Internet: www.ecb.europa.eu)

A2 Allgemeine Informationen zum Vertrag
Vertragssprache
Die Vertragsbedingungen und diese Vorabinformationen werden in deutscher 
Sprache mitgeteilt. Mit Zustimmung des Kunden wird die Bank mit dem 
Kunden während der Laufzeit des Vertrages in Deutsch kommunizieren, 
sofern nicht im Einzelfall etwas Abweichendes vereinbart ist.
Rechtsordnung und Gerichtsstand
Es gilt das Recht der Bundesrepublik Deutschland.
Für den Vertragsschluss und die gesamte Geschäftsverbindung zwischen
dem Kunden und der Bank gilt deutsches Recht (Nr. 6 Abs. 1 der Allgemeinen 
Geschäftsbedingungen der Bank). Es gibt keine vertragliche Gerichtsstands-
klausel. 
Außergerichtliche Streitschlichtung
Die Bank nimmt am Streitbeilegungsverfahren der Verbraucherschlichtungs-
stelle „Ombudsmann der privaten Banken“ (www.bankenombudsmann.de) 
teil. Dort hat der Verbraucher die Möglichkeit, zur Beilegung einer Streitigkeit 
mit der Bank den Ombudsmann der privaten Banken anzurufen. Betrifft der 
Beschwerdegegenstand eine Streitigkeit über einen Zahlungsdienstevertrag 
(§ 675f des Bürgerlichen Gesetzbuches), können auch Kunden, die nicht 
Verbraucher sind, den Ombudsmann der privaten Banken anrufen. Näheres 
regelt die „Verfahrensordnung des Ombudsmanns der privaten Banken“, die 

auf Wunsch zur Verfügung gestellt wird oder auf der Internetseite des Bundes-
verbandes deutscher Banken e. V. unter www.bankenverband.de eingese-
hen werden kann. Die Beschwerde ist in Textform (z. B. mittels Brief, Telefax 
oder E-Mail) an die Schlichtungsstelle beim Bundesverband deutscher 
Banken e. V., Postfach 04 03 07, 10062 Berlin, Fax: 030 1663-3169, 
E-Mail:  schlichtung@bdb.de, zu richten.
Europäische Online-Streitbeilegungsplattform
Die Europäische Kommission hat unter http://ec.europa.eu/consumers/odr/ 
eine europäische Online-Streitbeilegungsplattform (OS-Plattform) errichtet. 
Die OS-Plattform kann ein Verbraucher für die außergerichtliche Beilegung 
einer Streitigkeit aus Online-Verträgen mit einem in der EU niedergelassenen 
Unternehmen nutzen.
Hinweis zum Bestehen einer freiwilligen Einlagensicherung
Die Bank ist dem Einlagensicherungsfonds des Bundesverbandes deut-
scher Banken e. V. angeschlossen (vgl. Allgemeine Geschäftsbedin-
gungen der Bank).
Zustandekommen des Vertrages
Der Kunde gibt gegenüber der Bank ein ihn bindendes Angebot auf Ab-
schluss des Kreditkartenvertrages ab, indem er den ausgefüllten und un-
terzeichneten oder im Online-Banking mittels PIN/TAN oder BestSign be-
stätigten oder auf der Website der Bank durch die elektronische Abgabe 
der entsprechenden Vertragserklärung bestätigten „Kreditkartenantrag“ 
an die Bank übermittelt und dieser ihr zugeht. Der Kreditkartenvertrag 
kommt zustande, wenn die Bank dem Kunden – gegebenenfalls nach der 
erforderlichen Identitätsprüfung des Kunden – die Annahme des Vertrages 
durch Übersendung der Kreditkarte erklärt. Voraussetzung für eine An-
nahme des Vertrages ist, dass der Bank alle erforderlichen Unterlagen – 
einschließlich der Empfangsbestätigung dieser Information – vorliegen.

A3 Informationen zu weiteren Dienstleistern
Mit der Kreditkarte sind bestimmte, je nach Art der Kreditkarte unterschied-
liche Leistungen, z. B. Versicherungen und ein Reiseservice, verbunden 
(s. hierzu Abschnitt B1 „Wesentliche Leistungsmerkmale“). Diese Leistungen 
werden nicht durch die Bank erbracht, sondern durch nachstehende Ver-
sicherer bzw. Dienstleister.
Für die Einkaufs-, Auslandsresiekranken-, Reiserücktrittskostenversiche-
rung, Haftplicht für Mietfahrzeuge und Garantieverlängerung
Name und Anschrift des Versicherers
Allianz Partners Deutschland (fi rmiert unter: AWP P&C S.A., 
Niederlassung für Deutschland), 
Bahnhofstraße 16, 85609 Aschheim (bei München) 
Hauptbevollmächtigter / General Representative: 
Jacob Fuest

B1 Informationen zum Kreditkartenvertrag
Wesentliche Leistungsmerkmale
1. Verwendungsmöglichkeiten
Mit der von der Bank ausgegebenen Kreditkarte, unterschiedlich wähl-
barer Ausstattung, kann der Karteninhaber im Inland und als weitere 
Dienstleistung auch im Ausland im Rahmen des Mastercard-Verbundes
—  bei Vertragsunternehmen Waren und Dienstleistungen bargeldlos 

bezahlen
—  und darüber hinaus, als weitere Dienstleistung, an Geldautomaten (in 

Verbindung mit einer persönlichen Geheimzahl, PIN) sowie an Kassen 
von Kreditinstituten (gegen Vorlage eines Ausweispapiers) Bargeld 
beziehen (Bargelauszahlung); über die Höchstbeträge beim Bezug von 
Bargeld wird die Bank den Karteninhaber gesondert unterrichten.

Zur Freigabe von Kreditkartenzahlungen im Internet ist häufi g eine zusätz-
liche Authentifi zierung der Zahlung über das sog. „3D Secure-Verfahren“ 
erforderlich, von Mastercard „Mastercard Identity Check“ genannt. Bei 
diesem Verfahren geben Sie eine entsprechende Online-Kartentransakti-
on ganz einfach direkt mittels einer von der Bank kostenfrei zur Verfügung 
gestellten Authentifi zierungs-App frei. Alternativ kann die Freigabe über 
eine auf Ihr Mobiltelefon gesendete Transaktionsnummer (mobileTAN) 
per SMS und einer zuvor selbst vergebenen Internet-PIN vorgenommen 
werden. Voraussetzung hierfür ist, dass Sie der Bank Ihre Mobiltelefon-
nummer genannt haben und eine Internet-PIN über das Online-Banking 
eingerichtet haben.

Ihr Vertragspartner: 
Postbank – eine Niederlassung der Deutsche Bank AG 
(nachfolgend „Bank“ genannt) 
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—  Kartenzahlungen außerhalb des EWR1: Die Kartenzahlung wird bald-
möglichst bewirkt.

Vertragliche Kündigungsregeln
1. Kündigungsrecht des Karteninhabers
Der Karteninhaber kann den Kreditkartenvertrag jederzeit ohne Einhal-
tung einer Kündigungsfrist kündigen.
2. Kündigungsrecht der Bank
Die Bank kann den Kreditkartenvertrag unter Einhaltung einer angemes-
senen, mindestens zweimonatigen Kündigungsfrist kündigen. Die Bank 
wird den Kreditkartenvertrag mit einer längeren Kündigungsfrist kündigen, 
wenn dies unter Berücksichtigung der berechtigten Belange des Karten-
inhabers geboten ist. Die Bank kann den Kreditkartenvertrag fristlos kün-
digen, wenn ein wichtiger Grund vorliegt, durch den die Fortsetzung des 
Kreditkartenvertrages auch unter angemessener Berücksichtigung der 
berechtigten Belange des Karteninhabers für die Bank unzumutbar ist. 
Ein solcher Grund liegt insbesondere vor, wenn der Karteninhaber unrich-
tige Angaben über seine Vermögenslage gemacht hat und die Bank hierauf 
die Entscheidung über den Abschluss des Kreditkartenvertrages gestützt 
hat oder wenn eine wesentliche Verschlechterung seiner Vermögenslage 
eintritt oder einzutreten droht und dadurch die Erfüllung von Verbindlich-
keiten aus dem Kreditkartenvertrag gegenüber der Bank gefährdet ist.
3. Folgen der Kündigung
Mit Wirksamwerden der Kündigung darf die Kreditkarte nicht mehr benutzt 
werden. Sie ist unverzüglich und unaufgefordert an die Bank zurückzuge-
ben.
Mindestlaufzeit des Vertrages
Eine Mindestlaufzeit besteht nicht.
Sonstige Rechte und Pfl ichten von Bank und Kunde
Die Grundregeln für die gesamte Geschäftsverbindung zwischen Bank 
und Kunde sind in den „Allgemeinen Geschäftsbedingungen“ der Bank 
beschrieben. Daneben gelten die „Bedingungen für die Kreditkarten“, die 
Abweichungen oder Ergänzungen zu diesen „Allgemeinen Geschäftsbe-
dingungen“ enthalten.
Darüber hinaus gelten die „Bedingungen für den Zugang zur Postbank 
über elektronische Medien“, soweit Bank und Kunde Online-Banking und/
oder Telefon-Banking vereinbaren, und die „Sonderbedingungen für das 
3D-Secure-Verfahren bei Kreditkarten-Online-Transaktionen“.
Der Kunde kann während der Vertragslaufzeit jederzeit die Übermittlung 
der Vertragsbedingungen sowie der in der Widerrufsbelehrung genannten 
vorvertraglichen Informationen zur Erbringung von Zahlungsdiensten in 
Papierform oder auf einem anderen dauerhaften Datenträger verlangen.
Der Kunde hat außerdem das Recht, rechtzeitig vor der Unterzeichnung 
des Vertrags vom Zahlungsdienstleister in klarer und objektiver Weise über 
alle verfügbaren Zahlungsmarken und deren Eigenschaften, einschließ-
lich ihrer Funktionsweise, Kosten und Sicherheit, informiert zu werden 
(zugrunde liegende Vorschrift: Artikel 8 der Verordnung (EU) 2015 / 751 des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 29. April 2015 über Inter-
bankenentgelte für kartengebundene Zahlungsvorgänge (ABl. L 123 vom 
19.5.2015, S. 1), die durch die Delegierte Verordnung (EU) 2018 / 72 (ABl. 
L 13 vom 18.1.2018, S.1 geändert worden ist).
Maßgeblich für die mit der Kreditkarte verbundenen Versicherungen sind 
die jeweiligen Versicherungsbedingungen, die – wie alle anderen Bedin-
gungen auch – z. B. auf der Homepage der Bank unter www.postbank.de 
einseh- und ausdruckbar sind und von jeder Filiale gerne ausgehändigt 
werden. Vorgenannte Bedingungen stehen in deutscher Sprache zur Ver-
fügung.
Die Bank ist berechtigt, den Karteninhaber bei Kenntnis seiner Mobilfunk-
rufnummer per Kurzmitteilung (SMS) über mit seiner Postbank Kreditkarte 
bzw. deren Daten getätigte Umsätze, insbesondere im Falle einer Auffäl-
ligkeit, zu informieren, um deren Ordnungsmäßigkeit festzustellen. Solche 
SMS-Nachrichten haben rein informellen Charakter; rechtsverbindlich 
sind allein die Angaben auf der Kreditkartenumsatzabrechnung. 

In Abhängigkeit von der Art der Kreditkarte sind außerdem die folgenden 
Leistungen mit der Kreditkarte verbunden. Für einen Versicherungsschutz 
sind die jeweiligen Versicherungsbedingungen maßgeblich, die z. B. auf der 
Homepage der Bank unter www.postbank.de einsehbar oder in jeder Filiale 
erhältlich sind.
2.1 Mastercard
—  Einkaufsversicherung, sofern mit der Kreditkarte bezahlt wurde 
2.2 Mastercard Gold
—  Auslandsreisekrankenversicherung für Reisen bis zu 62 Tagen – 

stets unabhängig vom Einsatz der Karte als Zahlungsmittel
—  Warenschutzversicherung, sofern mit der Kreditkarte bezahlt wurde
—  Reiserücktrittskostenversicherung, sofern der Reisepreis mit der Kre-

ditkarte bezahlt wurde.
2.3 Mastercard Platinum
—  Auslandsreisekrankenversicherung für Reisen bis zu 90 Tagen – stets 

unabhängig vom Einsatz der Kreditkarte als Zahlungsmittel
—  Warenschutzversicherung, sofern mit der Kreditkarte bezahlt wurde
—  Reiserücktrittskostenversicherung, sofern die Reise mit der Kreditkarte 

bezahlt wurde.
—  Haftpfl icht für Mietfahrzeuge, sofern der Mietwagen mit der Kreditkarte 

bezahlt wurde, 
—  Garantieverlängerung, sofern der versicherte Gegenstand mit der 

Kreditkarte bezahlt wurde.
—  Priority Pass als Zugangsmedium zu hunderten Flughafen-Lounges 

weltweit 
Preise
Die bei Kreditkarten anfallenden Entgelte ergeben sich, soweit nichts Ab-
weichendes vereinbart wurde, aus dem aktuellen „Preis- und Leistungs-
verzeichnis“. Die Möglichkeit zur Anpassung der Entgelte ist in den „Be-
dingungen für die Kreditkarten“ geregelt.
Hinweise auf vom Kunden zu zahlende Kosten
Eigene Kosten (z. B. für Ferngespräche, Porti) hat der Kunde selbst zu 
tragen.
Zusätzliche Telekommunikationskosten
Es fallen keine zusätzlichen Telekommunikationskosten an.
Leistungsvorbehalt
Keiner.
Zahlung und Erfüllung des Vertrages
1. Jahrespreis
Der Jahrespreis für die Kreditkarte wird jährlich im Voraus dem Kreditkar-
tenkonto des Kunden belastet.
2. Verpfl ichtungen der Bank
Die Bank erfüllt eine Zahlungsverpfl ichtung durch Zahlung im Rahmen 
des Mastercard- bzw. VISA-Verbundes an ein Vertragsunternehmen oder 
durch Bargeldauszahlung an den Kunden innerhalb des Bargeldservice. 
Sie wird die hieraus resultierenden Aufwendungen mindestens einmal 
monatlich in Rechnung stellen.
3. Zahlungsverpfl ichtung des Kunden
Der Karteninhaber ist zur Erstattung der Bank aus der Nutzung der Kredit-
karte entstandenen Aufwendungen verpfl ichtet. Der Betrag ist bei 
gesammelter Umsatzabrechnung fällig, nachdem die Bank dem Karten-
inhaber eine Abrechnung zugesandt hat.
Die Erstattungspfl icht besteht nur dann nicht, wenn eine wirksame Forde-
rung des Vertragsunternehmens nicht begründet wurde. Der Karteninha-
ber hat sonstige Reklamationen aus seinem Verhältnis zu dem Vertrags-
unternehmen unmittelbar mit dem Unternehmen zu klären. Die Zahlungs-
verpfl ichtung des Karteninhabers bleibt hiervon unberührt. Einwendungen 
können nach Ablauf von 60 Tagen ab dem Eingangsdatum des Umsatzbe-
leges gegenüber dem Vertragsunternehmen nicht mehr wirksam geltend 
gemacht werden. Hierzu müssen diese spätestens zwei Wochen vor Ab-
lauf dieser Frist der Bank vorliegen.
4. Ausführungsfristen für Zahlungen der Bank aus Verfügungen mit 
Kreditkarten des Kunden an den Zahlungsempfänger
Die Bank ist verpfl ichtet, sicherzustellen, dass der Kartenzahlungsbetrag 
spätestens innerhalb folgender Fristen beim Zahlungsdienstleister des 
Zahlungsempfängers eingeht:
—  Kartenzahlungen in Euro innerhalb des Europäischen Wirtschafts-

raums (EWR)1: 1 Geschäftstag
—  Kartenzahlungen innerhalb des EWR1 in anderen EWR-Währungen2 

als Euro: 1 Geschäftstag

923 933 015 07.24

1 EU-Staaten derzeit: Belgien, Bulgarien, Dänemark, Deutschland, Estland, Finnland, 
Frankreich (einschl. Französisch-Guayana, Guadeloupe, Martinique, Mayotte, Réunion), 
Griechenland, Irland, Italien, Kroatien, Lettland, Litauen, Luxemburg, Malta, Niederlande, 
Österreich, Polen, Portugal (einschl. Azoren, Madeira), Rumänien, Schweden, Slowakei, 
Slowenien, Spanien (einschl. Kanarische Inseln), Tschechische Republik, Ungarn, 
Zypern und EWR-Staaten derzeit: Island, Liechtenstein, Norwegen.
2 Zu den EWR-Währungen gehören derzeit: Euro, Bulgarischer Lew, Dänische Krone, 
Isländische Krone, Norwegische Krone, Polnischer Zloty, Rumänischer Leu, Schwedische 
Krone, Schweizer Franken, Tschechische Krone, Ungarischer Forint.



6

3 / 4

Vorvertragliche Informationen bei im Fernabsatz 
geschlossenen Verträgen über Finanzdienstleistungen
Hier: Informationen zum Kreditkartenangebot

Postbank – eine Niederlassung 
der Deutsche Bank AG

C Widerrufsbelehrung
Widerrufsbelehrung bei im Fernabsatz geschlossenen Verträgen über 
Finanzdienstleistungen

Wenn Sie den Antrag unterzeichnen, gilt für Sie folgende Widerrufs-
belehrung:

Widerrufsbelehrung
Abschnitt 1
Widerrufsrecht
Sie können Ihre Vertragserklärung innerhalb von 14 Tagen ohne Angabe 
von Gründen mittels einer eindeutigen Erklärung widerrufen. Die 
Frist beginnt nach Abschluss des Vertrags und nachdem Sie die Ver-
tragsbestimmungen einschließlich der Allgemeinen Geschäftsbedingungen 
sowie alle nachstehend unter Abschnitt 2 aufgeführten Informationen 
auf einem dauerhaften Datenträger (z. B. Brief, Telefax, E-Mail) erhalten 
haben. Zur Wahrung der Widerrufsfrist genügt die rechtzeitige 
Absendung des Widerrufs, wenn die Erklärung auf einem dauerhaften 
Datenträger erfolgt. Der Widerruf ist zu richten an:
Postbank – eine Niederlassung der Deutsche Bank AG
Bundeskanzlerplatz 6, 53113 Bonn
Fax.-Nr.: 0228 5500 5515
Abschnitt 2
Für den Beginn der Widerrufsfrist erforderliche Informationen
Die Informationen im Sinne des Abschnitts 1 Satz 2 umfassen folgende 
Angaben:
Allgemeine Informationen:
1.  das Bestehen oder Nichtbestehen eines Widerrufsrechts sowie die 

Bedingungen, Einzelheiten der Ausübung, insbesondere Name und 
Anschrift desjenigen, gegenüber dem der Widerruf zu erklären ist, 
und die Rechtsfolgen des Widerrufs einschließlich Informationen 
über den Betrag, den der Verbraucher im Fall des Widerrufs für die 
erbrachte Leistung zu zahlen hat, sofern er zur Zahlung von Wert-
ersatz verpfl ichtet ist (zugrunde liegende Vorschrift: § 357b des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs);

2.  die Mitgliedstaaten der Europäischen Union, deren Recht der 
Zahlungsdienstleister der Aufnahme von Beziehungen zum 
Verbraucher vor Abschluss des Vertrags zugrunde legt;

3.  Einzelheiten hinsichtlich der Zahlung und der Erfüllung; 
4.   gegebenenfalls anfallende Kosten sowie einen Hinweis auf mögliche 

Steuern oder Kosten, die nicht über den Zahlungsdienstleister abge-
führt oder von ihm in Rechnung gestellt werden;

5.   alle spezifi schen zusätzlichen Kosten, die der Verbraucher für die 
Benutzung des Fernkommunikationsmittels zu tragen hat, wenn 
solche zusätzlichen Kosten durch den Zahlungsdienstleister in 
Rechnung gestellt werden;

6.  das Bestehen eines Garantiefonds oder anderer Entschädigungsre-
gelungen, die weder unter die gemäß der Richtlinie 2014/49/EU des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. April 2014 über 
Einlagensicherungssysteme (ABl. L 173 vom 12.6.2014, S. 149; 
L 212 vom 18.7.2014, S. 47; L 309 vom 30.10.2014, S. 37) geschaffenen 
Einlagensicherungssysteme noch unter die gemäß der Richtlinie 
97/9/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
3. März 1997 über Systeme für die Entschädigung der Anleger 
(ABl. L 84 vom 26.3.1997, S. 22) geschaffenen Anlegerentschädigungs-
systeme fallen;

Informationen zur Erbringung von Zahlungsdiensten:
7.  zum Zahlungsdienstleister
 a)  den Namen und die ladungsfähige Anschrift seiner Hauptverwaltung 

sowie alle anderen Anschriften einschließlich E-Mail-Adresse, die 
für die Kommunikation mit dem Zahlungsdienstleister von Belang 
sind;

 b)  den Namen und die ladungsfähige Anschrift seines Agenten 
oder seiner Zweigniederlassung in dem Mitgliedstaat, in dem 
der Zahlungsdienst angeboten wird;

 c)  die für den Zahlungsdienstleister zuständigen Aufsichtsbehörden 
und das bei der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht 

geführte Register oder jedes andere relevante öffentliche Register, 
in das der Zahlungsdienstleister als zugelassen eingetragen ist, 
sowie seine Registernummer oder eine gleichwertige in diesem 
Register verwendete Kennung;

8.  zur Nutzung des Zahlungsdienstes
 a)  eine Beschreibung der wesentlichen Merkmale des zu 

erbringenden Zahlungsdienstes;
 b)  Informationen oder Kundenkennungen, die für die ordnungs-

gemäße Auslösung oder Ausführung eines Zahlungsauftrags 
erforderlich sind;

 c)  die Art und Weise der Zustimmung zur Auslösung eines Zahlungs-
auftrags oder zur Ausführung eines Zahlungsvorgangs und des 
Widerrufs eines Zahlungsauftrags (zugrunde liegende Vorschriften: 
§§ 675j und 675p des Bürgerlichen Gesetzbuchs);

 d)  den Zeitpunkt, ab dem ein Zahlungsauftrag als zugegangen gilt 
(zugrunde liegende Vorschrift: § 675n Absatz 1 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs);

 e)  einen vom Zahlungsdienstleister festgelegte Zeitpunkt nahe am 
Ende eines Geschäftstags, bei dessen Ablauf ein nach diesem 
Zeitpunkt zugegangener Zahlungsauftrag des Verbrauchers als 
am darauf folgenden Geschäftstag zugegangen gilt (zugrunde 
liegende Vorschrift: § 675n Absatz 1 Satz 3 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs);

 f)  die maximale Ausführungsfrist für die zu erbringenden Zahlungs-
dienste;

 g)  einen Hinweis auf die Möglichkeit, Betragsobergrenzen für die 
Nutzung eines Zahlungsinstruments (wie beispielsweise eine 
Zahlungskarte) zu vereinbaren (zugrunde liegende Vorschrift: 
§ 675k Absatz 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs);

 h)  einen Hinweis auf das Recht des Verbrauchers, zwei oder mehrere 
unterschiedliche Zahlungsmarken auf seinem kartengebundenen 
Zahlungsinstrument zu verlangen, sofern sein Zahlungsdienstleister 
diesen Dienst anbietet, sowie einen Hinweis auf das Recht des 
Verbrauchers, rechtzeitig vor der Unterzeichnung des Vertrags 
vom Zahlungsdienstleister in klarer und objektiver Weise über alle 
verfügbaren Zahlungsmarken und deren Eigenschaften, ein-
schließlich ihrer Funktionsweise, Kosten und Sicherheit, informiert 
zu werden (zugrunde liegende Vorschrift: Artikel 8 der Verordnung 
(EU) 2015/751 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
29. April 2015 über Interbankenentgelte für kartengebundene 
Zahlungsvorgänge (ABl. L 123 vom 19.5.2015, S. 1), die durch 
die Delegierte Verordnung (EU) 2018/72 (ABl. L 13 vom 
18.1.2018, S. 1 geändert worden ist);

9.  zu Entgelten, Zinsen und Wechselkursen
 a)  alle Entgelte, die der Verbraucher an den Zahlungsdienstleister zu 

entrichten hat, einschließlich derjenigen, die sich danach richten, wie 
und wie oft über die geforderten Informationen zu unterrichten ist;

 b)  eine Aufschlüsselung dieser Entgelte;
 c)  die zugrunde gelegten Zinssätze und Wechselkurse oder, bei 

Anwendung von Referenzzinssätzen und –wechselkursen, die 
Methode für die Berechnung der tatsächlichen Zinsen sowie den 
maßgeblichen Stichtag und den Index oder die Grundlage für die 
Bestimmung des Referenzzinssatzes oder –wechselkurses;

 d)  das unmittelbare Wirksamwerden von Änderungen des Referenz-
zinssatzes oder –wechselkurses, die auf den vereinbarten 
Referenzzinssätzen oder –wechselkursen beruhen, ohne vor-
herige Benachrichtigung des Verbrauchers (zugrunde liegende 
Vorschrift: § 675g Absatz 3 des Bürgerlichen Gesetzbuchs);

10. zur Kommunikation
 a)  die Kommunikationsmittel, deren Nutzung für die Informations -

übermittlung und Anzeigepfl ichten vereinbart wird, einschließlich 
der technischen Anforderungen an die Ausstattung und die Soft-
ware des Verbrauchers;

 b)  Angaben dazu, wie und wie oft die vom Zahlungsdienstleister vor und 
während des Vertragsverhältnisses, vor der Ausführung von Zahlungs-
vorgängen sowie bei einzelnen Zahlungsvorgängen zu erteilenden 
Informationen mitzuteilen oder zugänglich zu machen sind;
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 c)  die Sprache oder die Sprachen, in der oder in denen der Vertrag 
zu schließen ist und in der oder in denen die Kommunikation für 
die Dauer des Vertragsverhältnisses erfolgen soll;

 d)  einen Hinweis auf das Recht des Verbrauchers, während der Vertrags-
laufzeit jederzeit die Übermittlung der Vertragsbedingungen sowie 
der in dieser Widerrufsbelehrung genannten vorvertraglichen In-
formationen zur Erbringung von Zahlungsdiensten in Papierform 
oder auf einem anderen dauerhaften Datenträger zu verlangen;

11.  zu den Schutz- und Abhilfemaßnahmen
 a)  eine Beschreibung, wie der Verbraucher ein Zahlungsinstrument 

sicher aufbewahrt und wie er seine Pfl icht gegenüber dem Z
ahlungsdienstleister oder einer von diesem benannten Stelle 
erfüllt, den Verlust, den Diebstahl, die missbräuchliche Verwendung 
oder die sonstige nicht autorisierte Nutzung eines Zahlungs-
instruments unverzüglich anzuzeigen, nachdem er hiervon Kenntnis 
erlangt hat (zugrunde liegende Vorschrift: § 675l Absatz 1 Satz 2 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs);

 b)  eine Beschreibung des sicheren Verfahrens zur Unterrichtung des 
Verbrauchers durch den Zahlungsdienstleister im Fall vermuteten 
oder tatsächlichen Betrugs oder bei Sicherheitsrisiken;

 c)  die Bedingungen, unter denen sich der Zahlungsdienstleister das 
Recht vorbehält, ein Zahlungsinstrument des Bürgerlichen Gesetz-
buchs zu sperren (zugrunde liegende Vorschrift: § 675k Absatz 2 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs);

 d)  Informationen zur Haftung des Verbrauchers bei Verlust, Diebstahl, 
Abhandenkommen oder sonstiger missbräuchlicher Verwendung 
des Zahlungsinstruments einschließlich Angaben zum Höchst-
betrag (zugrunde liegende Vorschrift: § 675v des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs);

 e)  Informationen über die Haftung des Zahlungsdienstleisters bei 
nicht autorisierten Zahlungsvorgängen (zugrunde liegende Vor-
schrift: § 675u des Bürgerlichen Gesetzbuchs);

 f)  Angaben dazu, wie und innerhalb welcher Frist der Verbraucher 
dem Zahlungsdienstleister nicht autorisierte oder fehlerhaft aus-
gelöste oder ausgeführte Zahlungsvorgänge anzeigen muss (zu-
grunde liegende Vorschrift: § 676b des Bürgerlichen Gesetzbuchs);

 g)  Informationen über die Haftung des Zahlungsdienstleisters bei 
nicht erfolgter, fehlerhafter oder verspäteter Auslösung oder Aus-
führung von Zahlungsvorgängen sowie Informationen über des-
sen Verpfl ichtung, auf Verlangen Nachforschungen über den nicht 
oder fehlerhaft ausgeführten Zahlungsvorgang anzustellen (zu-
grunde liegende Vorschrift: § 675y des Bürgerlichen Gesetzbuchs);

 h)  die Bedingungen für den Erstattungsanspruch des Verbrauchers 
bei einem vom oder über den Zahlungsempfänger ausgelösten 
autorisierten Zahlungsvorgang (beispielsweise bei SEPA-Last-
schriften) (zugrunde liegende Vorschrift: § 675x des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs);

12.  zu Änderungen der Bedingungen und Kündigung des Zahlungs-
diensterahmenvertrags

 a) die Laufzeit des Zahlungsdiensterahmenvertrags;
 b)  einen Hinweis auf das Recht des Verbrauchers, den Vertrag zu 

kündigen;
 c)  gegebenenfalls einen Hinweis auf folgende kündigungsrelevante 

Vereinbarungen:
  aa)  die Vereinbarung einer Kündigungsfrist für das Recht des 

Verbrauchers, den Vertrag zu kündigen, die einen Monat nicht 
überschreiten darf (zugrunde liegende Vorschrift: § 675h 
Absatz 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs),

  bb)  die Vereinbarung eines Kündigungsrechts des Zahlungs-
dienstleisters unter Einhaltung einer Frist von mindestens 
zwei Monaten, die voraussetzt, dass der Vertrag auf unbe-
stimmte Zeit geschlossen ist (zugrunde liegende Vorschrift: 
§ 675h Absatz 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs),

  cc)  das Recht zur fristlosen Kündigung des Verbrauchers vor dem 
Wirksamwerden einer vom Zahlungsdienstleister vorgeschla-
genen Änderung des Vertrags, wenn die Zustimmung des Ver-
brauchers zur Änderung nach einer Vereinbarung im Vertrag 
ohne ausdrückliche Ablehnung als erteilt gälte, sofern der 
Zahlungsdienstleister den Verbraucher auf die Folgen seines 
Schweigens sowie auf das Kündigungsrecht hingewiesen hat 
(zugrunde liegende Vorschrift: 675g Absatz 2 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs);

13.  die Vertragsklauseln über das auf den Zahlungsdiensterahmen-
vertrag anwendbare Recht oder über das zuständige Gericht;

14.  einen Hinweis auf die dem Verbraucher offenstehenden Beschwerde-
verfahren wegen mutmaßlicher Verstöße des Zahlungsdienstleisters 
gegen dessen Verpfl ichtungen (zugrunde liegenden Vorschriften: 
§§ 60 bis 62 des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes) sowie auf Ver-
brauchern offenstehende außergerichtliche Rechtsbehelfsverfahren 
(zugrunde liegende Vorschrift: § 14 des Unterlassungsklagengesetzes).

Abschnitt 3
Widerrufsfolgen
Im Fall eines wirksamen Widerrufs sind die beiderseits empfangenen 
Leistungen zurückzugewähren. Überziehen Sie Ihr Konto ohne einge-
räumte Überziehungsmöglichkeit oder überschreiten Sie die Ihnen ein-
geräumte Überziehungsmöglichkeit, so können wir von Ihnen über die 
Rückzahlung des Betrags der Überziehung oder Überschreitung hinaus 
weder Kosten noch Zinsen verlangen, wenn wir Sie nicht ordnungsge-
mäß über die Bedingungen und Folgen der Überziehung oder Über-
schreitung (z. B. anwendbarer Sollzinssatz, Kosten) informiert haben. 
Sie sind zur Zahlung von Wertersatz für die bis zum Widerruf erbrachte 
Dienstleistung verpfl ichtet, wenn Sie vor Abgabe Ihrer Vertragserklärung 
auf diese Rechtsfolge hingewiesen wurden und ausdrü cklich zugestimmt 
haben, dass vor dem Ende der Widerrufsfrist mit der Ausführung der 
Gegenleistung begonnen werden kann. Besteht eine Verpfl ichtung zur 
Zahlung von Wertersatz, kann dies dazu führen, dass Sie die vertrag-
lichen Zahlungsverpfl ichtungen für den Zeitraum bis zum Widerruf den-
noch erfüllen müssen. Ihr Widerrufsrecht erlischt vorzeitig, wenn der 
Vertrag von beiden Seiten auf Ihren ausdrücklichen Wunsch voll-
ständig erfüllt ist, bevor Sie Ihr Widerrufsrecht ausgeübt haben. Ver-
pfl ichtungen zur Erstattung von Zahlungen müssen innerhalb von 
30 Tagen erfüllt werden. Diese Frist beginnt für Sie mit der Absendung 
Ihrer Widerrufs erklärung, für uns mit deren Empfang.
Besondere Hinweise
Bei Widerruf dieses Vertrags sind Sie auch an einen mit diesem Vertrag 
zusammenhängenden Vertrag nicht mehr gebunden, wenn der zusammen-
hängende Vertrag eine Leistung betrifft, die von uns oder einem Dritten 
auf der Grundlage einer Vereinbarung zwischen uns und dem Dritten 
erbracht wird.
Ende der Widerrufsbelehrung

Besondere Hinweise zur sofortigen Vertragsausführung
Die Bank wird sofort nach Annahme des Kartenvertrages und noch vor 
Ablauf der Widerrufsfrist mit der Ausführung dieses Vertrages und der 
auf dessen Grundlage abgeschlossenen weiteren Verträge beginnen, 
wenn der Kunde hierzu seine ausdrückliche Zustimmung erteilt. Die aus-
drückliche Zustimmung holt die Bank bei Vertragsunterzeichnung ein.

Gültigkeitsdauer dieser Informationen
Diese Informationen (Stand: 07 / 2024) sind bis auf Weiteres gültig.

Mit freundlichen Grüßen
Ihre
Postbank
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Bedingungen für die Kreditkarten

Postbank – eine Niederlassung 
der Deutsche Bank AG

Die nachfolgenden Bedingungen gelten für die Kreditkarten der 
 Postbank – eine Niederlassung der Deutsche Bank AG 
(nachfolgend „Bank“  genannt).

I  Zahlungsverkehrsbezogene Anwendungen

1.  Verwendungsmöglichkeiten 
(1) Die von der Bank ausgegebene Mastercard und Visa-Karte (nachfol-
gend „Kreditkarte“) kann der Kreditkarteninhaber im Inland und als weitere 
Dienstleistung auch im Ausland im Rahmen des Mastercard- bzw. Visa-
Verbundes einsetzen
—  zum Bezahlen bei Vertragsunternehmen im stationären und Online-

Handel und
—  darüber hinaus als weitere Dienstleistung zur Bargeldauszahlung an 

Geldautomaten sowie an Kassen von Kreditinstituten, dort zusätzlich 
gegen Vorlage eines Ausweispapiers (Bargeldservice).

(2) Die Vertragsunternehmen sowie die Kreditinstitute und Geldauto-
maten im Rahmen des Bargeldservice (Bargeldauszahlung) sind an den 
Akzeptanzsymbolen zu erkennen, die auf der Kreditkarte zu sehen sind. 
Soweit mit der Kreditkarte zusätzliche Leistungen (z. B. Versicherungen) 
verbunden sind, richtet sich dies nach den insoweit geltenden besonderen 
Regeln.
(3) Sofern die Kreditkarte als Business Card ausgegeben wurde, darf 
 diese ausschließlich für geschäftliche Zwecke verwendet werden.

2. Persönliche Geheimzahl (PIN) 
(1) Für die Nutzung von Geldautomaten und an Kassenterminals wird 
dem Kreditkarteninhaber eine persönliche Geheimzahl (PIN = Persönliche 
Identifi zierungsnummer) für seine Kreditkarte zur Verfügung gestellt.
(2) Die Kreditkarte kann an Geldautomaten sowie an Kassenterminals, 
an denen im Zusammenhang mit der Verwendung der Kreditkarte die PIN 
eingegeben werden muss, nicht mehr eingesetzt werden, wenn die PIN 
dreimal hintereinander falsch eingegeben wurde. Der Kreditkarteninhaber 
sollte sich in diesem Fall mit seiner Bank, möglichst mit der kontoführen-
den Stelle, in Verbindung setzen.

3.  Autorisierung von Kreditkartenzahlungen durch den Kredit-
karteninhaber
(1) Bei Nutzung der Kreditkarte ist
—  entweder ein Beleg zu unterschreiben, auf den das Vertragsunterneh-

men die Kreditkartendaten übertragen hat,
—  an Geldautomaten und Kassenterminals die PIN einzugeben
—  oder bei Online- oder telefonischen Bestellungen die Kreditkartennum-

mer, das Verfalldatum und ggf. die Kreditkartenprüfziffer anzugeben. 
Beim Karteneinsatz an Kassenterminals kann von der Eingabe der PIN 
zur Bezahlung von Verkehrsnutzungsentgelten oder Parkgebühren an 
unbeaufsichtigten Kassenterminals abgesehen werden. Beim kontakt-
losen Bezahlen an Kassenterminals ist die Kreditkarte mit Kontaktlos-
funktion an ein Kreditkartenlesegerät zu halten. Für Kleinbeträge ist 
unter Umständen die Eingabe einer PIN oder das Unterschreiben eines 
Belegs nicht erforderlich.

Bei Online-Bezahlvorgängen erfolgt die Authentifi zierung des Kredit-
karteninhabers, indem er auf Anforderung die gesondert vereinbarten 
Authenti fi zierungselemente einsetzt. Authentifi zierungselemente sind
—  Wissenselemente (etwas, das der Kreditkarteninhaber weiß, 

z. B. Online-Passwort),
—  Besitzelemente (etwas, das der Kreditkarteninhaber besitzt, z. B. mobi-

les Endgerät zur Erzeugung oder Empfang von einmal verwendbaren 
Transaktionsnummern (TAN) als Besitznachweis) oder

—  Seinselemente (etwas, das der Kreditkarteninhaber ist, z. B. Fingerab-
druck).

(2) Mit dem Einsatz der Kreditkarte erteilt der Kreditkarteninhaber die Zu-
stimmung (Autorisierung) zur Ausführung der Kreditkartenzahlung. Soweit 
dafür zusätzlich eine PIN, die Unterschrift oder ein sonstiges Authentifi zie-
rungselement gefordert wird, wird die Zustimmung erst mit deren Einsatz 
erteilt. Nach der Erteilung der Zustimmung kann der Kreditkarteninhaber 
die Kreditkartenzahlung nicht mehr widerrufen. In dieser Autorisierung ist 
zugleich die ausdrückliche Zustimmung enthalten, dass die Bank die für 
die Ausführung der Kreditkartenzahlung notwendigen personenbezogenen 
Daten des Kreditkarteninhabers verarbeitet, übermittelt und speichert.

4.  Sperrung eines verfü gbaren Geldbetrags
Die Bank ist berechtigt, auf dem Konto des Kreditkarteninhabers einen im 
Rahmen der fi nanziellen Nutzungsgrenze (vgl. I.7) verfügbaren Geldbe-
trag zu sperren, wenn
—  der Kreditkartenzahlungsvorgang vom Zahlungsempfänger ausgelöst 

worden ist und
—  der Kreditkarteninhaber auch der genauen Höhe des zu sperrenden 

Geldbetrags zugestimmt hat.
Den gesperrten Geldbetrag gibt die Bank unbeschadet sonstiger gesetz-
licher oder vertraglicher Rechte unverzüglich frei, nachdem ihr der genaue 
Zahlungsbetrag mitgeteilt worden oder der Zahlungsauftrag zugegangen 
ist.

5.  Ablehnung von Kreditkartenzahlungen durch die Bank
Die Bank ist berechtigt, die Kreditkartenzahlung abzulehnen, wenn
—  sich der Kreditkarteninhaber nicht mit seiner PIN oder einem sonstigen 

Authentifi zierungselement legitimiert,
—  der für die Kreditkartenzahlung geltende Verfügungsrahmen der Kredit-

karte oder die fi nanzielle Nutzungsgrenze nicht eingehalten ist oder
—  die Kreditkarte gesperrt ist oder
—  beim Einsatz der Kreditkarte der Verdacht einer nicht autorisierten oder 

betrügerischen Verwendung der Kreditkarte besteht
Über die Zahlungsablehnung wird der Kreditkarteninhaber über das Ter-
minal, an dem die Kreditkarte eingesetzt wird, oder beim Bezahlvorgang 
im Online-Handel unterrichtet.

6.  Ausführungsfrist 
Der Kreditkartenzahlungsvorgang wird vom Zahlungsempfänger ausge-
löst. Nach Zugang des Zahlungsauftrags bei der Bank ist diese verpfl ichtet 
sicherzustellen, dass der Kreditkartenzahlungsbetrag spätestens zu dem 
im „Preis- und Leistungsverzeichnis“ angegebenen Zeitpunkt beim Zah-
lungsdienstleister des Zahlungsempfängers eingeht.

7. Finanzielle Nutzungsgrenze 
Der Kreditkarteninhaber darf die Kreditkarte nur innerhalb des Verfü-
gungsrahmens der Kreditkarte und nur in der Weise nutzen, dass ein 
Ausgleich der Kreditkartenumsätze bei Fälligkeit gewährleistet ist. Der 
Kreditkarteninhaber kann mit der Bank grundsätzlich eine Änderung sei-
nes Verfügungsrahmens der Kreditkarte vereinbaren.
Auch wenn der Kreditkarteninhaber die fi nanzielle Nutzungsgrenze nicht 
einhält, ist die Bank berechtigt, den Ersatz der Aufwendungen zu verlan-
gen, die aus der Nutzung der Kreditkarte entstehen. Die Genehmigung 
einzelner Kreditkartenumsätze führt weder zur Einräumung eines Kredites 
(z. B. eingeräumte Kontoüberziehung) noch zur Erhöhung eines zuvor 
eingeräumten Kredites (z. B. eingeräumte Kontoüberziehung), sondern 
erfolgt in der Erwartung, dass ein Ausgleich der Kreditkartenumsätze bei 
Fälligkeit gewährleistet ist. Übersteigt die Buchung von Kreditkartenum-
sätzen das vorhandene Kontoguthaben oder einen vorher für das Konto 
eingeräumten Kredit (z. B. eingeräumte Kontoüberziehung), so führt die 
Buchung lediglich zu einer geduldeten Kontoüberziehung.

8.  Sorgfalts- und Mitwirkungspfl ichten des Kreditkarteninhabers
8.1 Unterschrift 
Der Kreditkarteninhaber hat die Kreditkarte nach Erhalt unverzüglich auf 
dem Unterschriftsfeld zu unterschreiben.
8.2 Sorgfältige Aufbewahrung der Kreditkarte 
Die Kreditkarte ist mit besonderer Sorgfalt aufzubewahren, um zu ver-
hindern, dass sie abhandenkommt oder missbräuchlich verwendet wird. 
Sie darf insbesondere nicht unbeaufsichtigt im Kraftfahrzeug aufbewahrt 
werden. Denn jede Person, die im Besitz der Kreditkarte ist, hat die Mög-
lichkeit, mit ihr missbräuchliche Kreditkartenverfügungen zu tätigen.
8.3 Geheimhaltung der persönlichen Geheimzahl (PIN) 
Der Kreditkarteninhaber hat auch dafür Sorge zu tragen, dass keine an-
dere Person Kenntnis von seiner PIN erlangt. Die PIN darf insbesondere 
nicht auf der Kreditkarte vermerkt oder in anderer Weise zusammen mit 
dieser aufbewahrt werden. Jede Person, die die PIN kennt und in den Be-
sitz der Kreditkarte kommt bzw. die Kreditkartennummer kennt, hat 
die Möglichkeit, missbräuchliche Kreditkartenverfügungen zu tätigen 
(z. B. Bargeldauszahlung an Geldautomaten).

923 933 017 10.22
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8.4 Schutz der Authentifi zierungselemente 
für Online-Bezahlvorgänge
Der Kreditkarteninhaber hat alle zumutbaren Vorkehrungen zu treffen, 
um seine mit der Bank vereinbarten Authentifi zierungselemente für 
Online-Bezahlvorgänge (siehe Nummer 3 (1) letzter Unterabsatz dieser 
Bedingungen) vor unbefugtem Zugriff zu schützen. Ansonsten besteht die 
Gefahr, dass die Authentifi zierungselemente für Online-Bezahlvorgänge 
missbräuchlich verwendet oder in sonstiger Weise nicht autorisiert ge-
nutzt werden. Zum Schutz der einzelnen Authentifi zierungselemente für 
Online-Bezahlvorgänge hat der Kreditkarteninhaber vor allem Folgendes 
zu beachten: 
(a) Wissenselemente, wie z. B. das Online-Passwort, sind geheim zu hal-
ten; sie dürfen insbesondere
—  nicht mündlich (z. B. telefonisch oder persönlich) mitgeteilt werden,
—  nicht außerhalb von Online-Bezahlvorgängen in Textform (z. B. per 

E-Mail oder Messenger-Dienst) weitergegeben werden,
—  nicht ungesichert elektronisch gespeichert (z. B. Speicherung des 

Online-Passworts im Klartext im mobilen Endgerät) werden und
—  nicht auf einem Gerät notiert oder als Abschrift zusammen mit einem 

Gerät aufbewahrt werden, das als Besitzelement (z. B. mobiles End-
gerät) oder zur Prüfung des Seinselements (z. B. mobiles Endgerät mit 
Anwendung für Kreditkartenzahlung und Fingerabdrucksensor) dient.

(b) Besitzelemente, wie z. B. ein mobiles Endgerät, sind vor Missbrauch 
zu schützen, insbesondere
—  ist sicherzustellen, dass unberechtigte Personen auf das mobile 

Endgerät des Kreditkarteninhabers (z. B. Mobiltelefon) nicht zugreifen 
können,

—  ist dafür Sorge zu tragen, dass andere Personen die auf dem mobilen 
Endgerät (z. B. Mobiltelefon) befi ndliche Anwendung für Kreditkar-
tenzahlungen (z. B. Karten-App, Authentifi zierungs-App) nicht nutzen 
können,

—  ist die Anwendung für Online-Bezahlvorgänge (z. B. Karten-App, 
Authentifi zierungs-App) auf dem mobilen Endgerät des Teilnehmers 
zu deaktivieren, bevor der Teilnehmer den Besitz an diesem mobilen 
Endgerät aufgibt (z. B. durch Verkauf oder Entsorgung des Mobiltele-
fons) und 

—  dürfen die Nachweise des Besitzelements (z. B. TAN) nicht außerhalb 
der Online-Bezahlvorgänge mündlich (z. B. per Telefon) oder in Text-
form (z. B. per E-Mail, Messenger-Dienst) weitergegeben werden

(c) Seinselemente, wie z. B. Fingerabdruck des Kreditkarteninhabers, 
dürfen auf einem mobilen Endgerät des Kreditkarteninhabers für Online-
Bezahlvorgänge nur dann als Authentifi zierungselement verwendet 
werden, wenn auf dem mobilen Endgerät keine Seinselemente anderer 
Personen gespeichert sind. Sind auf dem mobilen Endgerät, das für 
Online-Bezahlvorgänge genutzt wird, Seinselemente anderer Personen 
gespeichert, ist für Online-Bezahlvorgänge das von der Bank ausgege-
bene Wissenselement (z. B. Online-Passwort) zu nutzen und nicht das auf 
dem mobilen Endgerät gespeicherte Seinselement.
8.5 Kontrollpfl ichten bei Online-Bezahlvorgängen
Sollten bei Online-Bezahlvorgängen an den Kreditkarteninhaber Angaben 
zum Zahlungsvorgang (z. B. der Name des Vertragsunternehmens und 
der Verfügungsbetrag) mitgeteilt werden, sind diese Daten vom Kreditkar-
teninhaber auf Richtigkeit zu prüfen.
8.6 Unterrichtungs- und Anzeigepfl ichten des Kreditkarteninhabers
(1) Stellt der Kreditkarteninhaber den Verlust oder Diebstahl seiner Kre-
ditkarte oder die missbräuchliche Verwendung oder eine sonstige nicht 
autorisierte Nutzung von Kreditkarte, PIN oder für Online-Bezahlvorgänge 
vereinbarter Authentifi zierungselemente fest, so ist die Bank, und zwar 
möglichst die kontoführende Stelle, oder eine Repräsentanz des Master-
card- bzw. Visa-Verbundes unverzüglich zu unterrichten, um die Kredit-
karte sperren zu lassen.
Die Kontaktdaten, unter denen eine Sperranzeige abgegeben werden 
kann, werden dem Kreditkarteninhaber gesondert mitgeteilt. Der Kredit-

karteninhaber hat einen Diebstahl oder Missbrauch auch unverzüglich bei 
der Polizei anzuzeigen.
(2) Hat der Kreditkarteninhaber den Verdacht, dass eine andere Person 
unberechtigt in den Besitz seiner Kreditkarte und ggf. PIN gelangt ist, eine 
missbräuchliche Verwendung oder eine sonstige nicht autorisierte Nut-
zung von Kreditkarte, PIN oder für Online-Bezahlvorgänge vereinbarter 
Authentifi zierungselemente vorliegt, muss er ebenfalls unverzüglich eine 
Sperranzeige abgeben. Für den Ersatz einer verlorenen, gestohlenen, 
missbräuchlich verwendeten oder sonst nicht autorisiert genutzten Kre-
ditkarte berechnet die Bank dem Kreditkarteninhaber das im „Preis- und 
Leistungsverzeichnis“ der Bank ausgewiesene Entgelt, das allenfalls 
die ausschließlich und unmittelbar mit dem Ersatz verbundenen Kosten 
abdeckt. Der vorhergehende Satz gilt nicht, wenn die Bank die Umstände, 
die zur Ausgabe der Ersatzkreditkarte geführt haben, zu vertreten hat oder 
diese ihr zuzurechnen sind.
(3) Der Kreditkarteninhaber hat die Bank unverzüglich nach Feststellung 
einer nicht autorisierten oder einer fehlerhaft ausgeführten Kreditkarten-
verfügung hierüber zu unterrichten.

9.  Zahlungsverpfl ichtung des Kreditkarteninhabers
Die Bank ist gegenüber den Vertragsunternehmen sowie den Kreditinsti-
tuten, die die Kreditkarte zur Bargeldauszahlung an Schaltern oder Geld-
automaten akzeptieren, verpfl ichtet, die vom Kreditkarteninhaber mit der 
Kreditkarte getätigten Umsätze zu begleichen.
Die Bank unterrichtet den Kreditkarteninhaber mindestens einmal monat-
lich auf dem mit ihm vereinbarten Weg über alle im Zusammenhang mit 
der Begleichung der Kreditkartenumsätze entstehenden Aufwendungen. 
Dies kann dadurch geschehen, dass die Bank nach vorheriger Verein-
barung mit dem Kreditkarteninhaber ihm diese gesammelte Abrechnung 
zum elektronischen Abruf bereitstellt.
Mit Kreditkarteninhabern, die nicht Verbraucher sind, werden die Art und 
Weise sowie die zeitliche Folge der Unterrichtung gesondert vereinbart. 
Der Abrechnungsbetrag ist mit Erteilung der Abrechnung gegenüber dem 
Kreditkarteninhaber fällig und wird dem vereinbarten Abrechnungskonto 
belastet. Die Bank behält sich vor, Bargeldverfügungen einschließlich da-
bei anfallender Aufwendungen als sofort fällig dem vereinbarten Abrech-
nungskonto unmittelbar zu belasten.
Einwendungen und sonstige Beanstandungen des Kreditkarteninhabers 
aus seinem Vertragsverhältnis zu dem Vertragsunternehmen, bei dem die 
Kreditkarte eingesetzt wurde, sind unmittelbar gegenüber dem Vertrags-
unternehmen geltend zu machen.

10.  Fremdwährungsumrechnung 
(1) Nutzt der Kreditkarteninhaber die Kreditkarte für Kreditkartenverfü-
gungen, die nicht auf Euro lauten, wird das Konto gleichwohl in Euro be-
lastet. Die Bestimmung des Kurses bei Fremdwährungsgeschäften ergibt 
sich aus dem „Preis- und Leistungsverzeichnis“. Eine Änderung des in der 
Umrechnungsregelung ggf. genannten Referenzwechselkurses wird un-
mittelbar und ohne vorherige Benachrichtigung des Kreditkarteninhabers 
wirksam.
(2) Nutzt der Kreditkarteninhaber die Kreditkarte innerhalb des Europä-
ischen Wirtschaftraums2 für Kreditkartenverfügungen, die nicht auf Euro 
lauten, fällt ein Währungsumrechnungsentgelt an, über dessen Höhe die 
Bank den Kreditkarteninhaber informiert, soweit der Kreditkarteninhaber 
auf diese Information nicht verzichtet hat. Die Bank versendet die Informa-
tion nach Zugang der für den jeweiligen Kreditkarteneinsatz übermittelten 
Autorisierungsanfrage auf dem mit dem Kreditkarteninhaber gesondert 
vereinbarten elektronischen Kommunikationsweg per E-Mail. Tätigt der 
Kreditkarteninhaber in einem Kalendermonat mehrere Kreditkartenverfü-
gungen in derselben Fremdwährung, so übermittelt die Bank die Informa-
tion in dem jeweiligen Kalendermonat nur einmalig aus Anlass der ersten 
Kreditkartenverfügung in der jeweiligen Fremdwährung. Die Regelungen 
dieses Absatzes fi nden keine Anwendung, wenn es sich bei dem Kredit-
karteninhaber nicht um einen Verbraucher handelt.

11.  Entgelte und Auslagen
(1) Die vom Kreditkarteninhaber gegenüber der Bank geschuldeten Ent-
gelte und Auslagen ergeben sich aus dem „Preis- und Leistungsverzeich-
nis“ der Bank.
(2)  Änderungen der Entgelte werden dem Kreditkarteninhaber spätestens 
zwei Monate vor dem Zeitpunkt ihres Wirksamwerdens in Textform 
angeboten. Hat der Kreditkarteninhaber mit der Bank im Rahmen der 

Bedingungen für die Kreditkarten

1 Zum Beispiel durch Bargeldauszahlung 
2 Zum Europäischen Wirtschaftsraum gehören derzeit: Belgien, Bulgarien, Dänemark, 
Deutschland, Estland, Finnland, Frankreich (einschließlich Französisch-Guayana, 
Guadeloupe, Martinique, Mayotte, Réunion), Griechenland, Irland, Island, Italien, Kroatien, 
Lettland, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Malta, Niederlande, Norwegen, Österreich, 
Polen, Portugal, Rumänien, Schweden, Slowakei, Slowenien, Spanien, Tschechische 
Republik, Ungarn sowie Zypern. 
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Geschäftsbeziehung einen elektronischen Kommunikationsweg verein-
bart (z. B. das Online-Banking), können die Änderungen auch auf diesem 
Wege angeboten werden. 
(3) Bei Entgelten und deren Änderung für Zahlungen von Kredit karten-
inhabern, die nicht Verbraucher sind, bleibt es bei den Regelungen in Nr. 
12 Abs. 2 bis 6 AGB-Banken.

12.  Erstattungs-, Berichtigungs- und Scha densersatzansprüche 
des Kreditkarteninhabers 
12.1 Erstattung bei nicht autorisierter Kreditkartenverfügung
Im Falle einer nicht autorisierten Kreditkartenverfügung in Form
—  der Bargeldauszahlung oder
—  der Verwendung der Kreditkarte zur Bezahlung bei einem Vertrags-

unternehmen
hat die Bank gegen den Kreditkarteninhaber keinen Anspruch auf Erstat-
tung ihrer Aufwendungen. Die Bank ist verpfl ichtet, dem Kreditkartenin-
haber den Betrag ungekürzt zu erstatten. Wurde der Betrag einem Konto 
belastet, bringt die Bank dieses wieder auf den Stand, auf dem es sich 
ohne die nicht autorisierte Kreditkartenverfügung befunden hätte. Diese 
Verpfl ichtung ist spätestens bis zum Ende des Geschäftstages gemäß 
„Preis- und Leistungsverzeichnis“ zu erfüllen, der auf den Tag folgt, an 
welchem der Bank angezeigt wurde, dass die Kreditkartenzahlung nicht 
autorisiert ist, oder die Bank auf andere Weise davon Kenntnis erhalten 
hat. Hat die Bank einer zuständigen Behörde berechtigte Gründe für den 
Verdacht, dass ein betrügerisches Verhalten des Kreditkarteninhabers 
vorliegt, schriftlich mitgeteilt, hat die Bank ihre Verpfl ichtung aus Satz 2 
unverzüglich zu prüfen und zu erfüllen, wenn sich der Betrugsverdacht 
nicht bestätigt.
12.2 Ansprüche bei nicht erfolgter, fehlerhafter oder verspäteter Aus-
führung einer autorisierten Kreditkartenverfügung1

(1) Im Falle einer nicht erfolgten oder fehlerhaften Ausführung einer auto-
risierten Kreditkartenverfügung in Form
—  der Bargeldauszahlung oder
—  der Verwendung der Kreditkarte zur Bezahlung bei einem Vertragsun-

ternehmen
kann der Kreditkarteninhaber von der Bank die unverzügliche und un-
gekürzte Erstattung des Verfügungsbetrages insoweit verlangen, als die 
Kreditkartenverfügung nicht erfolgte oder fehlerhaft war. Wurde der Betrag 
einem Konto belastet, bringt die Bank dieses wieder auf den Stand, auf 
dem es sich ohne die nicht erfolgte oder fehlerhafte Kreditkartenverfügung 
befunden hätte.
(2) Der Kreditkarteninhaber kann über den Absatz 1 hinaus von der Bank 
die Erstattung der Entgelte und Zinsen insoweit verlangen, als ihm diese 
im Zusammenhang mit der nicht erfolgten oder fehlerhaften Ausführung 
der autorisierten Kreditkartenverfügung in Rechnung gestellt oder seinem 
Konto belastet wurden.
(3) Geht der Betrag der Kreditkartenzahlung beim Zahlungsdienstleis-
ter des Zahlungsempfängers erst nach Ablauf der Ausführungsfrist in 
Nummer 1.6 ein (Verspätung), kann der Zahlungsempfänger von seinem 
Zahlungsdienstleister verlangen, dass dieser die Gutschrift des Betrags 
der Kreditkartenzahlung auf dem Konto des Zahlungsempfängers so 
vornimmt, als sei die Kreditkartenzahlung ordnungsgemäß ausgeführt 
worden. Die Pfl icht nach Satz 1 gilt nicht, wenn der Kreditkarteninhaber 
kein Verbraucher ist.
(4) Wurde eine autorisierte Kreditkartenverfügung nicht oder fehlerhaft 
ausgeführt, wird die Bank die Kreditkartenverfügung auf Verlangen des 
Kreditkarteninhabers nachvollziehen und ihn über das Ergebnis unter-
richten.
12.3 Schadensersatzansprüche des Kreditkarteninhabers aufgrund 
einer nicht autorisierten oder einer nicht erfolgten oder fehlerhaften 
Ausführung einer autorisierten Kreditkartenverfügung 
Im Falle einer nicht autorisierten Kreditkartenverfügung oder im Falle 
einer nicht erfolgten, fehlerhaften oder verspäteten Ausführung einer 
autorisierten Kreditkartenverfügung kann der Kreditkarteninhaber von der 
Bank einen Schaden, der nicht bereits von Nummer 12.1 und 12.2 erfasst 
ist, ersetzt verlangen. Dies gilt nicht, wenn die Bank die Pfl ichtverletzung 
nicht zu vertreten hat. Die Bank hat hierbei ein Verschulden, das einer 
zwischengeschalteten Stelle zur Last fällt, wie eigenes Verschulden zu 
vertreten, es sei denn, dass die wesentliche Ursache bei einer zwischen-
geschalteten Stelle liegt, die der Kreditkarteninhaber vorgegeben hat. 

Handelt es sich bei dem Kreditkarteninhaber nicht um einen Verbraucher 
oder erfolgt der Einsatz der Kreditkarte in einem Land außerhalb Deutsch-
lands und des Europäischen Wirtschaftsraums (EWR)2, beschränkt sich 
die Haftung der Bank für das Verschulden einer an der Abwicklung des 
Kreditkartenzahlungsvorgangs beteiligten Stelle auf die sorgfältige Aus-
wahl und Unterweisung einer solchen Stelle. Hat der Kreditkarteninhaber 
durch ein schuldhaftes Verhalten zur Entstehung des Schadens beige-
tragen, bestimmt sich nach den Grundsätzen des Mitverschuldens, in 
welchem Umfang Bank und Kreditkarteninhaber den Schaden zu tragen 
haben. Die Haftung nach diesem Absatz ist auf 12.500 Euro je Kreditkar-
tenverfügung begrenzt. Diese betragsmäßige Haftungsbeschränkung gilt 
nicht
—  für vom Kreditkarteninhaber nicht autorisierte Kreditkartenverfügungen,
—  bei Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit der Bank,
—  für Gefahren, die die Bank besonders übernommen hat, und
—  für den dem Kreditkarteninhaber entstandenen Zinsschaden, soweit 

der Kreditkarteninhaber Verbraucher ist.
12.4 Frist für die Geltendmachung von Ansprüchen nach 
Nr. 12.1  bis 12.3
Ansprüche gegen die Bank nach Nummer 12.1 bis 12.3 sind ausge-
schlossen, wenn der Kreditkarteninhaber die Bank nicht unverzüglich, 
spätestens jedoch 13 Monate nach dem Tag der Belastung mit der 
Kreditkartenverfügung1 darüber unterrichtet hat, dass es sich um eine 
nicht autorisierte, nicht erfolgte oder fehlerhafte Kreditkartenverfügung 
handelt. Der Lauf der 13-monatigen Frist beginnt nur, wenn die Bank den 
Kreditkarteninhaber über die aus der Kreditkartenverfügung resultie-
rende Belas tungsbuchung entsprechend dem für Umsatzinformationen 
vereinbarten Weg spätestens innerhalb eines Monats nach der Belas-
tungsbuchung unterrichtet hat. Anderenfalls ist für den Fristbeginn der 
Tag der Unterrichtung maßgeblich. Haftungsansprüche nach Nummer 
12.3 kann der Kreditkarteninhaber auch nach Ablauf der Frist in Satz 1 
geltend machen, wenn er ohne Verschulden an der Einhaltung dieser Frist 
verhindert war.
12.5 Erstattungsanspruch bei einer autorisierten Kreditkartenver-
fügung1 ohne genaue Betragsangabe und Frist für die Geltend-
machung des Anspruchs
(1) Der Kreditkarteninhaber kann von der Bank die unverzügliche 
und ungekürzte Erstattung des Betrages der Kreditkartenverfügung 
verlangen,wenn er eine Kreditkartenverfügung bei einem Vertragsunter-
nehmen in der Weise autorisiert hat, dass
—  bei der Autorisierung der genaue Betrag nicht angegeben wurde und
—  der Kreditkartenzahlungsvorgang den Betrag übersteigt, den der Kre-

ditkarteninhaber entsprechend seinem bisherigen Ausgabeverhalten, 
dem Inhalt des Kreditkartenvertrages und den jeweiligen Umständen 
des Einzelfalles hätte erwarten können. Mit einem etwaigen Währungs-
umtausch zusammenhängende Gründe bleiben außer Betracht, wenn 
der vereinbarte Wechselkurs zugrunde gelegt wurde. 

(2) Der Kreditkarteninhaber ist verpfl ichtet, gegenüber der Bank die 
Sachumstände darzulegen, aus denen er seinen Erstattungsanspruch 
herleitet.
(3) Der Anspruch auf Erstattung ist ausgeschlossen, wenn er nicht inner-
halb von acht Wochen nach dem Zeitpunkt der Belastung des Kreditkar-
tenumsatzes auf dem Abrechnungskonto gegenüber der Bank geltend 
gemacht wird.
12.6 Haftungs- und Einwendungsausschluss 
Ansprüche des Kreditkarteninhabers gegen die Bank nach Nummer 12.1 
bis 12.5 sind ausgeschlossen, wenn die einen Anspruch begründenden 
Umstände
—  auf einem ungewöhnlichen und unvorhersehbaren Ereignis beruhen, 

auf das die Bank keinen Einfl uss hat und dessen Folgen trotz Anwen-
dung der gebotenen Sorgfalt von ihr nicht hätten vermieden werden 
können, oder 

—  von der Bank aufgrund einer gesetzlichen Verpfl ichtung herbeigeführt 
wurden.

13.   Haftung des Kreditkarteninhabers für von ihm nicht autorisierte 
Kreditkartenverfügungen1

1   Zum Beispiel Bargeldauszahlung
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13.1 Haftung des Kreditkarteninhabers bis zur Sperranzeige
(1) Verliert der Kreditkarteninhaber seine Kreditkarte oder PIN, werden sie 
ihm gestohlen, kommen sie ihm sonst abhanden, werden die Kreditkarte 
oder die für Online-Bezahlvorgänge vereinbarten Authentifi zierungsele-
mente sonst missbräuchlich verwendet und kommt es dadurch zu einer 
nicht autorisierten Kreditkartenverfügung in Form
—  der Bargeldauszahlung oder
—  der Verwendung der Kreditkarte zur Bezahlung bei einem Vertrags-

unternehmen, so haftet der Kreditkarteninhaber für Schäden, die bis 
zum Zeitpunkt der Sperranzeige verursacht werden, gemäß Absatz 3 
nur, wenn er seine Pfl ichten vorsätzlich oder grob fahrlässig verletzt hat

(2) Das Gleiche gilt, wenn es vor der Sperranzeige zu einer nicht autori-
sierten Kreditkartenverfügung kommt, ohne dass ein Verlust, Diebstahl, 
ein sonstiges Abhandenkommen oder ein sonstiger Missbrauch der Kre-
ditkarte und/oder PIN vorliegt.
(3) Der Kreditkarteninhaber haftet nicht nach Absatz 1 und 2, wenn
—  es ihm nicht möglich gewesen ist, den Verlust, Diebstahl, das Abhan-

denkommen oder eine sonstige missbräuchliche Verwendung der Kre-
ditkarte oder der für Online-Bezahlvorgänge vereinbarten Authentifi zie-
rungselemente vor dem nicht autorisierten Zugriff zu bemerken, oder

—  der Verlust der Kreditkarte durch einen Angestellten, einen Agenten, 
eine Zweigniederlassung der Bank oder eine sonstige Stelle, an die 
 Tätigkeiten der Bank ausgelagert wurden, verursacht worden ist

(4)  Kommt es vor der Sperranzeige zu einer nicht autorisierten Kreditkar-
tenverfügung und hat der Kreditkarteninhaber in betrügerischer Absicht 
gehandelt oder seine Sorgfaltspfl ichten nach diesen Bedingungen vor-
sätzlich oder grob fahrlässig verletzt, trägt der Kreditkarteninhaber den 
hierdurch entstandenen Schaden in vollem Umfang. Grobe Fahrlässigkeit 
des Kreditkarteninhabers kann insbesondere dann vorliegen, wenn
—  er den Verlust oder den Diebstahl der Kreditkarte und/oder der PIN 

oder die missbräuchliche Kreditkartenverfügung der Bank oder der 
Repräsentanz des Mastercard- bzw. Visa-Verbundes schuldhaft nicht 
unverzüglich mitgeteilt hat, nachdem er hiervon Kenntnis erlangt hat,

—  er die PIN oder das vereinbarte Wissenselement für Online-Bezahl-
vorgänge (z. B. Online-Passwort) auf der Kreditkarte vermerkt hat oder 
zusammen mit der Kreditkarte verwahrt war (z. B. im Originalbrief, in 
dem sie dem Kreditkarteninhaber mitgeteilt wurde) oder

—  er die PIN oder das vereinbarte Wissenselement für Online-Bezahlvor-
gänge (z. B. Online-Passwort) einer anderen Person mitgeteilt hat und 
der Missbrauch dadurch verursacht wurde

(5) Die Haftung für Schäden, die innerhalb des Zeitraums, für den der Ver-
fügungsrahmen gilt, verursacht werden, beschränkt sich jeweils auf den 
für die Kreditkarte geltenden Verfügungsrahmen.
(6) Der Kreditkarteninhaber ist nicht zum Ersatz der Schäden nach den 
Absätzen1, 4 und 5  verpfl ichtet, wenn der Kreditkarteninhaber die Sperr-
anzeige nicht abgeben konnte, weil die Bank nicht die Möglichkeit zur 
Entgegennahme der Sperranzeige sichergestellt hatte.
(7) Abweichend von den Absätzen 1, 2 und 4  ist der Kreditkarteninhaber 
nicht zum Schadensersatz verpfl ichtet, wenn die Bank vom Kreditkar-
teninhaber eine starke Kundenauthentifi zierung im Sinne des § 1 Absatz 
24 Zahlungsdiensteaufsichtsgesetz (ZAG) nicht verlangt hat oder der 
Zahlungsempfänger oder sein Zahlungsdienstleister diese nicht akzep-
tiert hat, obwohl die Bank zur starken Kundenauthentifi zierung nach § 55 
ZAG verpfl ichtet war. Eine starke Kundenauthentifi zierung erfordert die 
Verwendung von zwei voneinander unabhängigen Authentifi zierungsele-
menten aus den Kategorien Wissen (etwas, das der Kreditkarteninhaber 
weiß, z. B. PIN), Besitz (etwas, das der Kreditkarteninhaber besitzt, z. B. 
Kreditkarte oder mobiles Endgerät) oder Seinselemente (etwas, das der 
Kreditkarteninhaber ist, z. B. Fingerabdruck).
(8) Die Absätze 3, 5 bis 7  fi nden keine An wendung, wenn der Kreditkarten-
inhaber in betrügerischer Absicht gehandelt hat.
13.2 Haftung des Kreditkarteninhabers ab Sperranzeige
Sobald der Verlust oder Diebstahl der Kreditkarte, die missbräuchliche 
Verwendung oder eine sonstige nicht autorisierte Nutzung von Kreditkarte, 
PIN oder für Online-Bezahlvorgänge vereinbarter Authentifi zierungs-

elemente gegenüber der Bank oder einer Repräsentanz des Mastercard- 
oder Visa-Verbundes angezeigt wurde, übernimmt die Bank alle danach 
durch Verfügungen in Form
—  der Bargeldauszahlung oder
—  der Verwendung der Kreditkarte zur Bezahlung bei einem Vertrags-

unternehmen entstehenden Schäden. 

Handelt der Kreditkarteninhaber in betrügerischer Absicht, trägt der Kre-
ditkarteninhaber auch die nach der Sperranzeige entstehenden Schäden.

14.  Gesamtschuldnerische Haftung mehrerer Antragsteller 
(1) Für die Verbindlichkeiten aus einer gemeinsam beantragten Kredit-
karte haften die Antragsteller als Gesamtschuldner, d. h., die Bank kann 
von jedem Antragsteller die Erfüllung sämtlicher Ansprüche fordern. Jeder 
Antragsteller kann das Vertragsverhältnis nur mit Wirkung für alle Antrag-
steller durch Kündigung beenden. Jeder Antragsteller hat dafür Sorge 
zu tragen, dass die ausgegebene Kreditkarte mit Wirksamwerden der 
Kündigung unverzüglich an die Bank zurückgegeben wird. Die Aufwen-
dungen, die aus der weiteren Nutzung der gekündigten Kreditkarte bis zu 
ihrer Rückgabe an die Bank entstehen, haben die Antragsteller ebenfalls 
gesamtschuldnerisch zu tragen. Unabhängig davon wird die Bank zumu-
tbare Maßnahmen ergreifen, um Kreditkartenverfügungen mit der gekün-
digten Kreditkarte nach Erklärung der Kündigung zu unterbinden.
(2) Abweichend von vorstehendem Absatz 1 haftet im Falle einer Business 
Card (Kreditkarte) der Inhaber einer Business Card (Kreditkarte) nur für 
seine eigenen mit der Business Card (Kreditkarte) getätigten Umsätze 
gesamtschuldnerisch.

15.  Eigentum und Gültigkeit der Kreditkarte 
(1) Die Kreditkarte bleibt im Eigentum der Bank. Sie ist nicht übertragbar. 
Die Kreditkarte ist nur für den auf der Kreditkarte angegebenen Zeitraum 
gültig. 
(2) Mit der Aushändigung einer neuen, spätestens aber nach Ablauf der 
Gültigkeit der Kreditkarte ist die Bank berechtigt, die alte Kreditkarte zu-
rückzuverlangen. Endet die Berechtigung, die Kreditkarte zu nutzen, vor-
her (z. B. durch die Kündigung des Kreditkartenvertrages), so hat der Kre-
ditkarteninhaber die Kreditkarte unverzüglich an die Bank zurückzugeben. 
(3) Die Bank behält sich das Recht vor, auch während der Laufzeit 
einer Kreditkarte diese gegen eine neue auszutauschen; Kosten entstehen 
dem Kreditkarteninhaber dadurch nicht.

16.  Kündigung des Kreditkarteninhabers
Der Kunde kann den Kreditkartenvertrag jederzeit ohne Einhaltung einer 
Kündigungsfrist kündigen. 

17.  Kündigungsrecht der Bank 
(1) Die Bank kann den Kreditkartenvertrag unter Einhaltung einer ange-
messenen, mindestens zweimonatigen Kündigungsfrist kündigen. Die 
Bank wird den Kreditkartenvertrag mit einer längeren Kündigungsfrist kün-
digen, wenn dies unter Berücksichtigung der berechtigten Belange des 
Kreditkarteninhabers geboten ist.
(2) Die Bank kann den Kreditkartenvertrag fristlos kündigen, wenn ein 
wichtiger Grund vorliegt, durch den die Fortsetzung dieses Vertrages auch 
unter angemessener Berücksichtigung der berechtigten Belange des Kre-
ditkarteninhabers für die Bank unzumutbar ist.
(3) Ein solcher Grund liegt insbesondere vor,
—  wenn der Kreditkarteninhaber unrichtige Angaben über seine Vermö-

genslage gemacht hat und die Bank hierauf die Entscheidung über den 
Abschluss des Kreditkartenvertrages gestützt hat oder 

—  eine wesentliche Verschlechterung seiner Vermögenslage eintritt oder 
einzutreten droht und dadurch die Erfüllung der Verbindlichkeiten aus 
dem Kreditkartenvertrag gegenüber der Bank gefährdet ist oder

—  das für die Abbuchung der Kreditkartenumsätze bestimmte Girokonto 
aufgelöst oder ein für das Girokonto eingeräumter Überziehungskredit 
gekündigt wird

18.  Folgen der Kündigung 
Mit Wirksamwerden der Kündigung darf die Kreditkarte nicht mehr benutzt 
werden. Sie ist unverzüglich und unaufgefordert an die Bank zurück-
zugeben.

923 933 017 10.22
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19.  Einziehung und Sperre der Kreditkarte 
(1) Die Bank darf die Kreditkarte sperren und den Einzug der Kreditkarte 
(z. B. an Geldautomaten) veranlassen,
—  wenn sie berechtigt ist, den Kreditkartenvertrag aus wichtigem Grund 

zu kündigen,
—  wenn sachliche Gründe im Zusammenhang mit der Sicherheit der Kre-

ditkarte dies rechtfertigen oder
—  wenn der Verdacht einer nicht autorisierten oder betrügerischen Ver-

wendung der Kreditkarte besteht.

II  Änderungen der Geschäftsbedingungen 
Änderungen dieser Geschäftsbedingungen werden dem Kreditkarten-
inhaber spätestens zwei Monate vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt 
ihres Wirksamwerdens in Textform angeboten. Hat der Kreditkartenin-
haber mit der Bank im Rahmen seiner Geschäftsbeziehung einen elek-
tronischen Kommunikationsweg vereinbart (z. B. das Online-Banking), 
können die Änderungen auch auf diesem Weg angeboten werden.

III  Versicherungsbedingungen
Für eine Kreditkarte mit Versicherungsschutz gelten die zur jeweiligen 
Kreditkarte gehörenden Versicherungsbedingungen, Erläuterungen und 
Hinweise, die der Kreditkarteninhaber in Form der Versicherungsbestäti-
gungen gesondert erhält. Die Versicherungsleistungen werden bei Besitz 
von zwei oder mehr von der Bank ausgegebenen Kreditkarten nicht je 
Kreditkarte, sondern je Kreditkarteninhaber erbracht.

923 933 017 10.22

Bedingungen für die Kreditkarten
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Auszug aus dem Preis- und Leistungsverzeichnis
einschließlich Hinweisen zu den Ausführungsfristen für Zahlungsaufträge bei Zahlungsdiensten

[...]

2. Zahlungsverkehrsleistungen1 

[...]

2.2 Postbank Mastercard (Kreditkarte)

2.2.1 Hauptkarte2   pro Jahr 29,00 EUR
Hauptkarte für die Dauer der Laufzeit  
des Postbank Giro extra plus-Kontos pro Jahr 0,00 EUR

2.2.2 Zusatzkarte pro Jahr 15,00 EUR

2.2.3 Ausfertigung von Duplikaten von Umsatzabrechnungen 
(soweit die Bank ihre Informationspflicht bereits erfüllt hat) 5,00 EUR

2.3 Postbank Mastercard Gold (Kreditkarte)

2.3.1 Hauptkarte3 pro Jahr 59,00 EUR

2.3.2 Hauptkarte für die Dauer der Laufzeit  
des Postbank Giro extra plus-Kontos pro Jahr 30,00 EUR

2.3.3 Zusatzkarte pro Jahr 29,00 EUR

2.3.4 Ausfertigung von Duplikaten von Umsatzabrechnungen 
(soweit die Bank ihre Informationspflicht bereits erfüllt hat) 5,00 EUR

2.4 Postbank Mastercard Platinum (Kreditkarte)

2.4.1 Hauptkarte pro Jahr 99,00 EUR

2.4.2 Hauptkarte für die Dauer der Laufzeit des 
Postbank Giro extra plus-Kontos pro Jahr 79,00 EUR

2.4.3 Zusatzkarte   pro Jahr 79,00 EUR

2.4.4 Ausfertigung von Duplikaten von Umsatzabrechnungen 
(soweit die Bank ihre Informationspflicht bereits erfüllt hat)   5,00 EUR

[...]

2.7 Entgelte für Bargeldauszahlungen

[...]

2.7.1.8 mit sonstigen Postbank Kreditkarten  
–  am Geldautomaten
 –  Bei in- und ausländischen Zahlungsdienstleistern 

– seitens Postbank 2,5 %, mind. 5,00 EUR5

–  am Schalter
 –  Bei in- und ausländischen Zahlungsdienstleistern 

– seitens Postbank 3,0 %, mind. 5,00 EUR5

–   Bei Bargeldauszahlung außerhalb der EU- und der  
weiteren EWR-Staaten4 bzw. in fremder Währung zzgl. 1,85 %6

[...]

2.8 Bargeldloses Zahlen mit Karten der Postbank 

 mit Postbank Mastercard (alle Kartenversionen, außer  
Postbank Business Card und Postbank Business Card Gold)  
(Kreditkarten)
–  EUR-Verfügungen (innerhalb der EU- und der  

weiteren EWR-Staaten4) kostenfrei
–  sonstige Verfügungen    1,85 %6

[...]

13.3 Ausführungsfristen

[...]

13.3.4 Ausführungsfristen für Zahlungen der Bank aus Verfügungen mit 
Debitkarten und Kreditkarten des Kunden an den Zahlungsempfänger  
Die Bank ist verpflichtet, sicherzustellen, dass der Kartenzahlungsbetrag 
spätestens innerhalb folgender Fristen beim Zahlungsdienstleister des 
Zahlungsempfängers eingeht:
Kartenzahlungen in Euro innerhalb des 
Europäischen Wirtschaftsraums (EWR)1 1 Geschäftstag

Kartenzahlungen innerhalb des EWR1 in  
anderen EWR-Währungen2 als Euro: 1 Geschäftstag

Kartenzahlungen außerhalb des EWR1 Die Kartenzahlung wird 
baldmöglichst bewirkt.

[...]

14.3 Kartenumsätze in Devisen
14.3.1 Kartenverfügungen innerhalb des EWR in anderen EWR-Wäh-
rungen als Euro
Bei Zahlungsvorgängen (Bargeldauszahlungen und bargeldloses Zahlen 
mit Karten) in fremder Währung bei einem Zahlungsdienstleister innerhalb 
des EWR wendet die Bank als maßgeblichen Referenzwechselkurs den 
zuletzt verfügbaren Euro-Referenzwechselkurs der Europäischen Zentral-
bank an. Die Bank erhebt zusätzlich ein Währungsumrechnungsentgelt in 
Form eines Kurs-Aufschlages auf den Euro-Referenzwechselkurs in Höhe 
von 0,50 %.
14.3.2 Kartenverfügungen außerhalb des EWR (Europäischer Wirtschafts-
raum) in Fremdwährung 
Bei Zahlungsvorgängen in fremder Währung (Bargeldauszahlungen und 
bargeldloses Zahlen mit Karten) bei einem Zahlungsdienstleister außer-
halb des EWR wendet die Bank als maßgeblichen Wechselkurs den 
zuletzt verfügbaren Kurs an, den das von der Bank für die Abrechnung 
des Zahlungsvorgangs eingeschaltete Unternehmen (Mastercard/Visa) 
verwendet. Die Bank erhebt zusätzlich ein Währungsumrechnungsentgelt 
in Form eines Kurs-Aufschlages in Höhe von 0,50 %.

1  Hat der Kunde für die Nutzung einer Visa Card Sonderkonditionen mit der Bank vereinbart, so gelten diese auch für diejenige Mastercard, die die Bank dem Kunden als Ersatz für die Visa 
Card auf dessen Wunsch zur Verfügung stellt. Diese Sonderkonditionen gehen den nachfolgend dargestellten Preisen vor.

2  Beantragt ein Kunde bei der Postbank gleichzeitig (Tag des Zugangs des Antrags ist maßgeblich) die Eröffnung eines Postbank Giro plus-Kontos / Postbank Giro start direkt-Kontos und die 
Ausgabe einer Mastercard auf den Namen des Inhabers des beantragten Privat-Girokontos, so ist im ersten Jahr der Gültigkeitsdauer das Entgelt nicht zu entrichten. Bis zur Vollendung des 
26. Lebensjahres ermäßigt sich zusätzlich das Entgelt für die Hauptkarte ab dem zweiten Jahr der Gültigkeitsdauer auf 5 EUR pro Jahr. Für Inhaber eines Postbank Giro plus-Kontos /  
Postbank Giro start direkt-Kontos bis zur Vollendung des 26. Lebensjahres 5 EUR pro Jahr.

3  Beantragt ein Kunde bei der Postbank gleichzeitig (Tag des Zugangs des Antrags ist maßgeblich) die Eröffnung eines Postbank Giro plus-Kontos und die Ausgabe einer Mastercard Gold auf 
den Namen des Inhabers des beantragten Privat-Girokontos, so ist im ersten Jahr der Gültigkeitsdauer das Entgelt nicht zu entrichten.

4   EU-Staaten derzeit: Belgien, Bulgarien, Dänemark, Deutschland, Estland, Finnland, Frankreich (einschl. Französisch-Guayana, Guadeloupe, Martinique, Mayotte, Réunion), Griechenland, 
Irland, Italien, Kroatien, Lettland, Litauen, Luxemburg, Malta, Niederlande, Österreich, Polen, Portugal (einschl. Azoren, Madeira), Rumänien, Schweden, Slowakei, Slowenien, Spanien  
(einschl. Kanarische Inseln), Tschechische Republik, Ungarn, Zypern und EWR-Staaten derzeit: Island, Liechtenstein, Norwegen.

5   In der Regel wird ein direktes Kundenentgelt durch den GA-betreibenden Zahlungsdienstleister erhoben. Die Höhe dieses Entgeltes, das dem Karteninhaber zusammen mit dem Abhebungs-
betrag belastet wird, richtet sich nach der vor der Auszahlung des Verfügungsbetrages vom GA betreibenden Zahlungsdienstleister am GA mit dem Karteninhaber getroffenen Vereinbarung.

6   Zzgl. Währungsumrechnungsentgelt, siehe 14.3.
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aus un-/selbstständiger Arbeit/Gewerbebetrieb, Ausgaben), absehbare 
Änderungen in den Vermögensverhältnissen (z. B. Eintritt Renten alter), 
konkrete Ziele/wesentliche Anliegen in der Zukunft (z. B. geplante An-
schaffungen, Ablösung Verbindlichkeiten), steuerliche Informationen (z. B. 
Angabe zur Kirchensteuerpfl icht), Dokumentationsdaten (z. B. Geeignet-
heitserklärungen).
Bausparen
Bausparvertragsnummer, Basis-/Steuerdaten, Tarife, Zuteilungs-/Auszah-
lungsdaten, staatliche Förderung, Umsatzdaten/-verlauf, Lastschriftdaten, 
Drittrechte, Qualitätsdaten.
Lebens- und Rentenversicherungen, Erwerbs-/Berufsunfähigkeits- 
und Pfl egeversicherung, private Krankenversicherung
Versicherungsnummer, Produktdaten (z. B. Tarif, Leistung, Beitrag), 
Dokumentationsdaten (z. B. Beratungsprotokolle). Sofern eine Anlage der 
Beiträge in Wertpapieren erfolgt, werden die personenbezogenen  Daten 
unter Punkt 2.3 Wertpapiergeschäft herangezogen.
Kreditkarten
Beruf, Einkommen, Mietkosten bzw. Rate Baufi nanzierung, unterhalts-
berechtigte Kinder, bei Nicht-EU-Staatsangehörigen Aufenthalts-/Arbeits-
erlaubnis.
Konsumentenfi nanzierung (Verbraucher)
Bonitätsunterlagen (Einkommen, Ausgaben, Fremdkontoauszüge), 
Arbeitgeber, Art und Dauer Beschäftigungsverhältnis, Anzahl unterhalts-
pfl ichtiger Kinder, bei Nicht-EU-Staatsangehörigen Aufenthalts-/Arbeits-
erlaubnis, Scoring-/Ratingdaten, Verwendungszweck, Dokumentations-
daten (z. B. Beratungsprotokolle).
Baufi nanzierung (Verbraucher und Selbstständige)
Bonitätsunterlagen (Gehaltsabrechnungen, Einnahmenüberschuss-
rechnungen und Bilanzen, Steuerunterlagen, Angaben/Nachweise zu 
Vermögen und Verbindlichkeiten, übernommene Bürgschaften, Fremd-
kontoauszüge, Ausgaben), Arbeitgeber, Art und Dauer Beschäftigungsver-
hältnis, Art und Dauer der Selbstständigkeit, Anzahl unterhaltspfl ichtiger 
Kinder, Güterstand, bei Nicht-EU-Staatsangehörigen Aufenthalts-/
Arbeitserlaubnis, Scoring-/Ratingdaten, Angaben/Nachweise zum 
Verwendungszweck, Eigen- und Fremdsicherheiten: Objektunterlagen 
(z. B. Grundbuch auszüge, Objektbewertungen), Dokumentationsdaten 
(z. B. Beratungsprotokolle). 
Gewerbliche Finanzierung (Selbstständige)
Bonitätsunterlagen geschäftlich: Einnahmenüberschussrechnungen, 
Bilanzen,  betriebswirtschaftliche Auswertung, Art und Dauer der Selbst-
ständigkeit.
Bonitätsunterlagen privat: Selbstauskunft mit Angaben zu Ein- und Aus-
gaben sowie Vermögen und Verbindlichkeiten, Gehaltsabrechnungen, 
Steuerunterlagen, Nachweise zu Vermögen, übernommene Bürgschaften, 
Anzahl unterhaltspfl ichtiger Kinder, Güterstand, bei Nicht-EU-Staatsange-
hörigen Aufenthalts-/Arbeitserlaubnis, Scoring-/Ratingdaten privat, 
Angaben/Nachweise zum Verwendungszweck, Informationen zu gestellten 
Sicherheiten, Objektunterlagen (z. B. Grundbuchauszüge, Objektbewer-
tungen).
Bei persönlichen Bürgschaften durch Dritte (Fremdsicherheiten) können 
von der Bank an den jeweiligen Bürgen vergleichbare Anforderungen zur 
Offenlegung der wirtschaftlichen und fi nanziellen Verhältnisse gestellt 
werden. 
Zins- und Währungsmanagement
Angaben zu Kenntnissen und/oder Erfahrungen mit Zins-/Währungspro-
dukten/Geldanlage (MiFID-Status), Anlageverhalten/-strategie (Umfang, 
Häufi gkeit, Risikobereitschaft), Beruf, fi nanzielle Situation (Vermögen, 
Verbindlichkeiten, Einkünfte aus un-/selbstständiger Arbeit/Gewerbebe-
trieb, Ausgaben), absehbare Änderungen in den Vermögensverhältnissen 
(z. B. Eintritt Rentenalter), konkrete Ziele/wesentliche Anliegen in der 
Zukunft (z. B. geplante Anschaffungen, Ablösung Verbindlichkeiten), 
steuerliche Informationen (z. B. Angabe Kirchensteuerpfl icht), Dokumen-
tationsdaten (z. B. Beratungsprotokolle).
Kundenkontaktinformationen
Im Rahmen der Geschäftsanbahnungsphase und während der Geschäfts-
beziehung, insbesondere durch persönliche, telefonische oder schriftliche 
Kontakte, durch Sie oder von der Bank initiiert, entstehen weitere personen-
bezogene Daten, z. B. Informationen über Kontaktkanal, Datum, Anlass 
und Ergebnis; (elektronische) Kopien des Schriftverkehrs sowie Informati-
onen über die Teilnahme an Direktmarketingmaßnahmen. 

Mit den nachfolgenden Informationen geben wir Ihnen einen Überblick 
über die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten durch uns und Ihre 
Rechte aus dem Datenschutzrecht. Welche Daten im Einzelnen verarbei-
tet und in welcher Weise genutzt werden, richtet sich maßgeblich nach 
den jeweils beantragten bzw. vereinbarten Dienstleistungen.
Bitte geben Sie die Informationen auch den aktuellen und künftigen ver-
tretungsberechtigten Personen und wirtschaftlichen Berechtigten sowie 
etwaigen Mitverpfl ichteten eines Kredites weiter. Dazu zählen z. B. Be-
günstigte im Todesfall, Prokuristen oder Bürgen.

1. Wer ist für die Datenverarbeitung verant-
wortlich und an wen kann ich mich wenden

Verantwortliche Stelle ist: 
Deutsche Bank AG
Taunusanlage 12
60325 Frankfurt am Main
Telefon: 069 910-10000
Fax: 069 910-10001
E-Mail: deutsche.bank@db.com

Sie erreichen unseren betrieblichen Datenschutzbeauftragten unter
Deutsche Bank AG
Datenschutzbeauftragter
Taunusanlage 12
60325 Frankfurt am Main
Telefon: 069 910-10000
E-Mail: datenschutz.db@db.com

2. Welche Quellen und Daten nutzen wir
Wir verarbeiten personenbezogene Daten, die wir im Rahmen unserer 
Geschäftsbeziehung von unseren Kunden erhalten. Zudem verarbeiten 
wir – soweit für die Erbringung unserer Dienstleistung erforderlich – per-
sonenbezogene Daten, die wir von anderen Unternehmen der Deutsche 
Bank Gruppe oder von sonstigen Dritten (z. B. SCHUFA) zulässigerweise 
(z. B. zur Ausführung von Aufträgen, zur Erfüllung von Verträgen oder auf-
grund einer von Ihnen erteilten Einwilligung) erhalten haben. Zum anderen 
verarbeiten wir personenbezogene Daten, die wir aus öffentlich zugäng-
lichen Quellen (z. B. Schuldnerverzeichnisse, Grundbücher, Handels- und 
Vereinsregister, Presse, Medien, Internet) zulässigerweise gewonnen 
haben und verarbeiten dürfen. 
Relevante personenbezogene Daten im Interessentenprozess, bei der 
Stammdateneröffnung, im Zuge einer Bevollmächtigung (Kontovollmacht 
und/oder Kreditkarteninhaber) oder als Mitverpfl ichteter eines Kredits 
(z. B. Bürge) können sein: 
Name, Adresse/andere Kontaktdaten (Telefon, E-Mail-Adresse), 
Geburtsdatum/-ort, Geschlecht, Staatsangehörigkeit, Familienstand, 
Geschäftsfähigkeit, Berufsgruppenschlüssel/Partnerart (unselbstständig/
selbstständig), Wohnstatus (Miete/Eigentum), Legitimationsdaten 
(z. B. Ausweisdaten), Authentifi kationsdaten (z. B. Unterschriftsprobe), 
Steuer-ID, FATCA-Status, SCHUFA-Score, Kennzeichnung EU-Basiskonto. 
Bei Abschluss und Nutzung von Produkten/Dienstleistungen aus den im 
Folgenden aufgelisteten Produktkategorien können zusätzlich zu den vor-
genannten Daten weitere personenbezogene Daten erhoben, verarbeitet 
und gespeichert werden. Diese umfassen im Wesentlichen: 
Konto und Zahlungsverkehr (inkl. Online-Banking) 
Auftragsdaten (z. B. Zahlungsaufträge), Daten aus der Erfüllung unserer 
vertraglichen Verpfl ichtungen (z. B. Zahlungsverkehrsdaten). 
Spar- und Einlagen 
Daten aus der Erfüllung unserer vertraglichen Verpfl ichtungen (z. B. Um-
sätze), steuerliche Informationen (z. B.  Angabe zur Kirchensteuerpfl icht), 
Angaben zu etwaigen Drittbegünstigten, Lastschriftdaten, Dokumentati-
onsdaten (z. B. Beratungsprotokolle).
Wertpapiergeschäft
Angaben zu Kenntnissen und/oder Erfahrungen mit Wertpapieren (MiFID-
Status), Anlageverhalten/-strategie (Umfang, Häufi gkeit, Risikobereit-
schaft), Beruf, fi nanzielle Situation (Vermögen, Verbindlichkeiten, Einkünfte 
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Sonderbedingungen für das 3D Secure-Verfahren 
bei Karten-Online-Transaktionen

Postbank – eine Niederlassung 
der Deutsche Bank AG

Die nachfolgenden Bedingungen gelten für die Debitkarten und Kreditkar-
ten der Postbank – eine Niederlassung der Deutsche Bank AG (nachfol-
gend „Bank“ genannt), die für die Online-Nutzung zugelassen sind. Sie 
sind in Verbindung mit den Bedingungen für die Kreditkarten und den 
Bedingungen für die Postbank Card plus / Postbank Business Card plus 
zu lesen.

1.  Gegenstand, Defi nition
1.1  Die Bank ermöglicht den Inhabern ihrer für die Online-Nutzung zuge-

lassenen Debitkarten und Kreditkarten die Teilnahme am 3D Secure-
Verfahren, das Händler im Internet zur Authentifi zierung einer Debit-
karten- oder Kreditkarten-Transaktion vorsehen können.

1.2  Das 3D Secure-Verfahren (bei Mastercard als „Identity Check“, bei 
Visa als „Visa Secure“ bezeichnet) ist ein Verfahren zur Authentifi zie-
rung des Debitkarten- oder Kreditkarteninhabers bei Online-Trans-
aktionen. 

1.3  Die Bank ist berechtigt, einen Debitkarten- oder Kreditkartenumsatz 
im Internet  abzulehnen, den der Debitkarten- oder Kreditkarteninha-
ber bei einem Unternehmen, das den Einsatz des 3D Secure-Verfah-
rens für diese Transaktion vorsieht, ohne dessen Nutzung tätigen will.

2.  Teilnahmevoraussetzungen
2.1  Mit Besitz einer für die Online-Nutzung zugelassenen  Debitkarte oder 

Kreditkarte der Bank ist eine Nutzung des 3D Secure-Verfahrens 
möglich.

2.2  Für die Authentifi zierung im 3D Secure-Verfahren bietet die Bank dem 
Debitkarten- oder Kreditkarteninhaber verschiedene Verfahren an:

  a. Authentifi zierung per BestSign-App
  Um sich über die BestSign-App der Bank im 3D Secure-Verfahren zu 

authentifi zieren, muss der Debitkarten- oder Kreditkarteninhaber ein 
Online-Banking-Kunde der Bank sein, die App auf seinem mobilen 
Endgerät installiert und die Zusendung von Push-Nachrichten durch 
die App ak tiviert haben. Zusätzlich ist die Festlegung eines vom 
Debitkarten- oder Kreditkarteninhaber gewählten Passwortes und – 
sofern gewünscht – eines von der Bank zugelassenen biometrischen 
Merkmals, z. B. eigener Fingerabdruck (Fingerprint), erforderlich.

 b. Authentifi zierung per mobileTAN und Internet-PIN
  Um die bei einer 3D Secure Debitkarten- oder Kreditkartenzahlung 

per mobiler Transaktionsnummer (nachfolgend „mobileTAN“) erfol-
gende Authentifi zierung vornehmen zu können, muss bei der debit-
karten- oder kreditkartenausgebenden Bank, z. B. über deren Online- 
Ban  king, für den Debitkarten- oder Kreditkarteninhaber eine jederzeit 
wieder änder bare Mobiltelefonnummer hinterlegt worden sein.

  Ebenso muss der Debitkarten- oder Kreditkarteninhaber über das 
Online-Banking für jede seiner für die Online-Nutzung zugelassenen 
Debitkarten und Kreditkarten eine eigenständige selbst gewählte 
Internet-PIN vergeben, die dann zusammen mit der mobileTAN zur 
Authentifi zierung einzugeben ist. Die selbst gewählte Internet-PIN 
kann vom Debitkarten- oder Kreditkarteninhaber jederzeit über das 
Online-Banking geändert werden.

3.  Verfahren der Authentifi zierung per BestSign-App
3.1  Hat der Debitkarten- oder Kreditkarteninhaber die App auf seinem 

mobilen Endgerät installiert und der Zusendung von Push-Nachrich-
ten zugestimmt, erfolgt die Authentifi zierung im 3D Secure-Verfahren 
über die BestSign-App. Wird während einer Transaktion im Online-
Handel mit der Debitkarte oder Kreditkarte des Karteninhabers eine 
Authentifi zierung im 3D Secure-Verfahren verlangt, erhält der Karten-
inhaber hierüber eine Benachrichtigung auf seinem mobilen Endge-
rät. Die Authentifi zierung der Online-Transaktion erfolgt dann mittels 
Öffnen der BestSign-App und Bestätigen der Transaktion mittels der 
hinterlegten Legitimationsvariante, z. B. Passwort.

 3.2  Hat sich der Debitkarten- oder Kreditkarteninhaber für die Nutzung 
der BestSign-App als Authentifi zierungslösung für Online-Trans-
aktionen entschieden, gilt dieses Verfahren für alle bestehenden 
und künftigen Debitkarten und Kreditkarten des Karteninhabers bei 
der Bank.

 

3.3  Ist eine Authentifi zierung der Online-Transaktion mit der Debitkarte 
oder Kreditkarte des Karteninhabers im Einzelfall nicht mit der 
BestSign-App möglich, z. B. mangels Internetverbindung der 
BestSign-App, kann auf die Authentifi zierung mittels mobileTAN und 
Internet-PIN (s. 4) gewechselt werden.

4.  Verfahren der Authentifi zierung per mobileTAN und Internet-PIN
4.1  Nutzt der Debitkarten- oder Kreditkarteninhaber nicht die BestSign-

App zur Authentifi zierung von Online-Trans aktionen, erfolgt diese 
mittels der vorher vom Debitkarten- oder Kreditkarteninhaber festge-
legten Internet-PIN sowie einer mobileTAN, die die Bank via SMS 
(Short Message Service) an die der Bank mitgeteilte Mobiltelefon-
nummer des Debitkarten- oder Kreditkarteninhabers versendet.

4.2  Die in einem solchen Fall per SMS übermittelte, mindes tens sechs-
stellige mobileTAN ist dann zur Authentifi zierung der Online-Debit-
karten- oder Kreditkartentransaktion einzugeben. Zum Abgleich 
werden dem Debitkarten- oder Kreditkarteninhaber auf dem Bild-
schirm die letzten Stellen der Mobiltelefonnummer angezeigt, an die 
die mobileTAN per SMS übermittelt wird. 

4.3  Die SMS wird von der Bank kostenlos zur Verfügung gestellt. Die 
Bank weist jedoch darauf hin, dass für den Empfang von SMS im 
Ausland gegebenenfalls zusätzliche Gebühren des Mobilfunkanbie-
ters (Roaming) an fallen können.

4.4  Zusätzlich zur Eingabe der mobileTAN ist die vom Debitkarten- oder 
Kreditkarteninhaber für seine Debitkarte oder Kreditkarte vorab für 
die Online-Nutzung festgelegte Internet-PIN einzugeben. 

4.5  Eine erfolgreiche Authentifi zierung der Online-Transaktion mit der 
Debitkarte oder Kreditkarte ist nur möglich, wenn sowohl die versandte 
mobileTAN wie auch die vom Debitkarten- oder Kreditkarteninhaber 
festgelegte Internet-PIN korrekt eingegeben wurden.

5. Datenverarbeitung und Dienstleister
5.1  Bei einer 3D Secure Debitkarten- oder Kreditkartenzahlung werden 

die für die Durchführung der Transaktion und deren Authentifi zierung 
erforderlichen personenbezogenen Daten sowie Karten-, Geräte- 
und Transaktionsdaten gespeichert.

6. Besondere Sorgfaltspfl ichten
6.1  Für die Sicherheit von SMS, die auf dem Mobiltelefon  eingehen, hat 

der Kunde durch geeignete Maßnahmen (z. B. durch eine passwort-
geschützte Zugangssperre) zu sorgen. Die Bank haftet nicht für den 
Fall, dass das Mobiltelefon verloren, gestohlen oder weitergegeben 
wird und dadurch Dritte ggf. Zugriff auf die SMS erhalten und diese 
unberechtigt nutzen können. 

6.2  Der Debitkarten- oder Kreditkarteninhaber hat die ihm von der debit-
karten- oder kreditkartenausgebenden Bank per Push-Nachricht über 
die BestSign-App oder SMS übermittelten Daten auf Übereinstim-
mung abzugleichen. Bei Unstimmigkeiten ist die Transaktion abzu-
brechen und die Bank zu informieren.

6.3  Der Debitkarten- oder Kreditkarteninhaber hat dafür Sorge zu tragen, 
dass keine andere Person Kenntnis von seiner für die Online-Nutzung 
zugelassenen Debitkarten und Kreditkarten vergebene Internet-PIN 
erlangt.
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aus un-/selbstständiger Arbeit/Gewerbebetrieb, Ausgaben), absehbare 
Änderungen in den Vermögensverhältnissen (z. B. Eintritt Renten alter), 
konkrete Ziele/wesentliche Anliegen in der Zukunft (z. B. geplante An-
schaffungen, Ablösung Verbindlichkeiten), steuerliche Informationen (z. B. 
Angabe zur Kirchensteuerpfl icht), Dokumentationsdaten (z. B. Geeignet-
heitserklärungen).
Bausparen
Bausparvertragsnummer, Basis-/Steuerdaten, Tarife, Zuteilungs-/Auszah-
lungsdaten, staatliche Förderung, Umsatzdaten/-verlauf, Lastschriftdaten, 
Drittrechte, Qualitätsdaten.
Lebens- und Rentenversicherungen, Erwerbs-/Berufsunfähigkeits- 
und Pfl egeversicherung, private Krankenversicherung
Versicherungsnummer, Produktdaten (z. B. Tarif, Leistung, Beitrag), 
Dokumentationsdaten (z. B. Beratungsprotokolle). Sofern eine Anlage der 
Beiträge in Wertpapieren erfolgt, werden die personenbezogenen  Daten 
unter Punkt 2.3 Wertpapiergeschäft herangezogen.
Kreditkarten
Beruf, Einkommen, Mietkosten bzw. Rate Baufi nanzierung, unterhalts-
berechtigte Kinder, bei Nicht-EU-Staatsangehörigen Aufenthalts-/Arbeits-
erlaubnis.
Konsumentenfi nanzierung (Verbraucher)
Bonitätsunterlagen (Einkommen, Ausgaben, Fremdkontoauszüge), 
Arbeitgeber, Art und Dauer Beschäftigungsverhältnis, Anzahl unterhalts-
pfl ichtiger Kinder, bei Nicht-EU-Staatsangehörigen Aufenthalts-/Arbeits-
erlaubnis, Scoring-/Ratingdaten, Verwendungszweck, Dokumentations-
daten (z. B. Beratungsprotokolle).
Baufi nanzierung (Verbraucher und Selbstständige)
Bonitätsunterlagen (Gehaltsabrechnungen, Einnahmenüberschuss-
rechnungen und Bilanzen, Steuerunterlagen, Angaben/Nachweise zu 
Vermögen und Verbindlichkeiten, übernommene Bürgschaften, Fremd-
kontoauszüge, Ausgaben), Arbeitgeber, Art und Dauer Beschäftigungsver-
hältnis, Art und Dauer der Selbstständigkeit, Anzahl unterhaltspfl ichtiger 
Kinder, Güterstand, bei Nicht-EU-Staatsangehörigen Aufenthalts-/
Arbeitserlaubnis, Scoring-/Ratingdaten, Angaben/Nachweise zum 
Verwendungszweck, Eigen- und Fremdsicherheiten: Objektunterlagen 
(z. B. Grundbuch auszüge, Objektbewertungen), Dokumentationsdaten 
(z. B. Beratungsprotokolle). 
Gewerbliche Finanzierung (Selbstständige)
Bonitätsunterlagen geschäftlich: Einnahmenüberschussrechnungen, 
Bilanzen,  betriebswirtschaftliche Auswertung, Art und Dauer der Selbst-
ständigkeit.
Bonitätsunterlagen privat: Selbstauskunft mit Angaben zu Ein- und Aus-
gaben sowie Vermögen und Verbindlichkeiten, Gehaltsabrechnungen, 
Steuerunterlagen, Nachweise zu Vermögen, übernommene Bürgschaften, 
Anzahl unterhaltspfl ichtiger Kinder, Güterstand, bei Nicht-EU-Staatsange-
hörigen Aufenthalts-/Arbeitserlaubnis, Scoring-/Ratingdaten privat, 
Angaben/Nachweise zum Verwendungszweck, Informationen zu gestellten 
Sicherheiten, Objektunterlagen (z. B. Grundbuchauszüge, Objektbewer-
tungen).
Bei persönlichen Bürgschaften durch Dritte (Fremdsicherheiten) können 
von der Bank an den jeweiligen Bürgen vergleichbare Anforderungen zur 
Offenlegung der wirtschaftlichen und fi nanziellen Verhältnisse gestellt 
werden. 
Zins- und Währungsmanagement
Angaben zu Kenntnissen und/oder Erfahrungen mit Zins-/Währungspro-
dukten/Geldanlage (MiFID-Status), Anlageverhalten/-strategie (Umfang, 
Häufi gkeit, Risikobereitschaft), Beruf, fi nanzielle Situation (Vermögen, 
Verbindlichkeiten, Einkünfte aus un-/selbstständiger Arbeit/Gewerbebe-
trieb, Ausgaben), absehbare Änderungen in den Vermögensverhältnissen 
(z. B. Eintritt Rentenalter), konkrete Ziele/wesentliche Anliegen in der 
Zukunft (z. B. geplante Anschaffungen, Ablösung Verbindlichkeiten), 
steuerliche Informationen (z. B. Angabe Kirchensteuerpfl icht), Dokumen-
tationsdaten (z. B. Beratungsprotokolle).
Kundenkontaktinformationen
Im Rahmen der Geschäftsanbahnungsphase und während der Geschäfts-
beziehung, insbesondere durch persönliche, telefonische oder schriftliche 
Kontakte, durch Sie oder von der Bank initiiert, entstehen weitere personen-
bezogene Daten, z. B. Informationen über Kontaktkanal, Datum, Anlass 
und Ergebnis; (elektronische) Kopien des Schriftverkehrs sowie Informati-
onen über die Teilnahme an Direktmarketingmaßnahmen. 

Mit den nachfolgenden Informationen geben wir Ihnen einen Überblick 
über die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten durch uns und Ihre 
Rechte aus dem Datenschutzrecht. Welche Daten im Einzelnen verarbei-
tet und in welcher Weise genutzt werden, richtet sich maßgeblich nach 
den jeweils beantragten bzw. vereinbarten Dienstleistungen.
Bitte geben Sie die Informationen auch den aktuellen und künftigen ver-
tretungsberechtigten Personen und wirtschaftlichen Berechtigten sowie 
etwaigen Mitverpfl ichteten eines Kredites weiter. Dazu zählen z. B. Be-
günstigte im Todesfall, Prokuristen oder Bürgen.

1. Wer ist für die Datenverarbeitung verant-
wortlich und an wen kann ich mich wenden

Verantwortliche Stelle ist: 
Deutsche Bank AG
Taunusanlage 12
60325 Frankfurt am Main
Telefon: 069 910-10000
Fax: 069 910-10001
E-Mail: deutsche.bank@db.com

Sie erreichen unseren betrieblichen Datenschutzbeauftragten unter
Deutsche Bank AG
Datenschutzbeauftragter
Taunusanlage 12
60325 Frankfurt am Main
Telefon: 069 910-10000
E-Mail: datenschutz.db@db.com

2. Welche Quellen und Daten nutzen wir
Wir verarbeiten personenbezogene Daten, die wir im Rahmen unserer 
Geschäftsbeziehung von unseren Kunden erhalten. Zudem verarbeiten 
wir – soweit für die Erbringung unserer Dienstleistung erforderlich – per-
sonenbezogene Daten, die wir von anderen Unternehmen der Deutsche 
Bank Gruppe oder von sonstigen Dritten (z. B. SCHUFA) zulässigerweise 
(z. B. zur Ausführung von Aufträgen, zur Erfüllung von Verträgen oder auf-
grund einer von Ihnen erteilten Einwilligung) erhalten haben. Zum anderen 
verarbeiten wir personenbezogene Daten, die wir aus öffentlich zugäng-
lichen Quellen (z. B. Schuldnerverzeichnisse, Grundbücher, Handels- und 
Vereinsregister, Presse, Medien, Internet) zulässigerweise gewonnen 
haben und verarbeiten dürfen. 
Relevante personenbezogene Daten im Interessentenprozess, bei der 
Stammdateneröffnung, im Zuge einer Bevollmächtigung (Kontovollmacht 
und/oder Kreditkarteninhaber) oder als Mitverpfl ichteter eines Kredits 
(z. B. Bürge) können sein: 
Name, Adresse/andere Kontaktdaten (Telefon, E-Mail-Adresse), 
Geburtsdatum/-ort, Geschlecht, Staatsangehörigkeit, Familienstand, 
Geschäftsfähigkeit, Berufsgruppenschlüssel/Partnerart (unselbstständig/
selbstständig), Wohnstatus (Miete/Eigentum), Legitimationsdaten 
(z. B. Ausweisdaten), Authentifi kationsdaten (z. B. Unterschriftsprobe), 
Steuer-ID, FATCA-Status, SCHUFA-Score, Kennzeichnung EU-Basiskonto. 
Bei Abschluss und Nutzung von Produkten/Dienstleistungen aus den im 
Folgenden aufgelisteten Produktkategorien können zusätzlich zu den vor-
genannten Daten weitere personenbezogene Daten erhoben, verarbeitet 
und gespeichert werden. Diese umfassen im Wesentlichen: 
Konto und Zahlungsverkehr (inkl. Online-Banking) 
Auftragsdaten (z. B. Zahlungsaufträge), Daten aus der Erfüllung unserer 
vertraglichen Verpfl ichtungen (z. B. Zahlungsverkehrsdaten). 
Spar- und Einlagen 
Daten aus der Erfüllung unserer vertraglichen Verpfl ichtungen (z. B. Um-
sätze), steuerliche Informationen (z. B.  Angabe zur Kirchensteuerpfl icht), 
Angaben zu etwaigen Drittbegünstigten, Lastschriftdaten, Dokumentati-
onsdaten (z. B. Beratungsprotokolle).
Wertpapiergeschäft
Angaben zu Kenntnissen und/oder Erfahrungen mit Wertpapieren (MiFID-
Status), Anlageverhalten/-strategie (Umfang, Häufi gkeit, Risikobereit-
schaft), Beruf, fi nanzielle Situation (Vermögen, Verbindlichkeiten, Einkünfte 



16

Datenschutzhinweise gemäß EU-Datenschutz-
Grundverordnung für „Natürliche Personen“

2 / 3

Postbank – eine Niederlassung 
der Deutsche Bank AG

923 960 050 10.22 2 / 3

Postbank – eine Niederlassung 
der Deutsche Bank AG

Digitale Services
Hinsichtlich der beim Einsatz von digitalen Serviceprodukten verar-
beiteten Daten wird verwiesen auf weiterführende Informationen zum 
Datenschutz im Zusammenhang mit dem jeweiligen digitalen Service 
(Bsp.: Verarbeitung von Umsatzdaten eingebundener Fremdbankkonten 
im Rahmen der Multibanken-Aggregation bei Benutzung der Applikation 
FinanzPlaner).

3. Wofür verarbeiten wir Ihre Daten 
(Zweck der Verarbeitung) und auf welcher 
Rechtsgrundlage

Wir verarbeiten die vorab genannten personenbezogenen Daten im 
Einklang mit den Bestimmungen der EU-Datenschutz-Grundverordnung 
(DSGVO) und dem Bundesdatenschutzgesetz (BDSG):
a. Zur Erfüllung von vertraglichen Pfl ichten (Artikel 6 Abs.1 b 
DSGVO) 
 Die Verarbeitung personenbezogener Daten erfolgt zur Erbringung von 
Bankgeschäften und Finanzdienstleistungen im Rahmen der Durchfüh-
rung unserer Verträge mit unseren Kunden oder zur Durchführung vor-
vertraglicher Maßnahmen, die auf Ihre Anfrage hin erfolgen. 
Die Zwecke der Datenverarbeitung richten sich in erster Linie nach 
dem konkreten Produkt (siehe unter Punkt 2) und können unter anderem 
Bedarfsanalysen, Beratung, Vermögensverwaltung und -betreuung sowie 
die Durchführung von Transaktionen umfassen. Die weiteren Einzelheiten 
zum Zweck der Datenverarbeitung können Sie den jeweiligen Vertrags-
unterlagen und Geschäftsbedingungen entnehmen. 
b. Im Rahmen der Interessenabwägung (Artikel 6 Abs. 1 f DSGVO)
Soweit erforderlich, verarbeiten wir Ihre Daten über die eigentliche Erfül-
lung des Vertrages hinaus zur Wahrung berechtigter Interessen von uns 
oder Dritten. Beispiele: 
—  Konsultation von und Datenaustausch mit Auskunfteien (z. B.  SCHUFA) 

zur Ermittlung von Bonitäts- bzw. Ausfallrisiken und des  Bedarfs beim 
Pfändungsschutzkonto oder Basiskonto 

—  Prüfung und Optimierung von Verfahren zur Bedarfsanalyse und 
zu  direkter Kundenansprache; inkl. Kundensegmentierungen und 
Be rechnung von Abschlusswahrscheinlichkeiten

—  Werbung oder Markt- und Meinungsforschung, soweit Sie der Nutzung 
Ihrer Daten nicht widersprochen haben

—  Geltendmachung rechtlicher Ansprüche und Verteidigung bei recht-
lichen Streitigkeiten 

—  Gewährleistung der IT-Sicherheit und des IT-Betriebs der Bank 
—  Verhinderung von Straftaten 
—  Videoüberwachungen zur Wahrung des Hausrechts, zur Sammlung 

von Beweismitteln bei Überfällen und Betrugsdelikten oder zum Nach-
weis von Verfügungen und Einzahlungen, z. B. an Geldautomaten 

—  Maßnahmen zur Gebäude- und Anlagensicherheit (z. B. Zutritts-
kontrollen) 

—  Maßnahmen zur Sicherstellung des Hausrechts 
—  Maßnahmen zur Geschäftssteuerung und Weiterentwicklung von 

Dienstleistungen und Produkten 
—  Risikosteuerung im Konzern
c. Aufgrund Ihrer Einwilligung (Artikel 6 Abs. 1 a DSGVO) 
Soweit Sie uns eine Einwilligung zur Verarbeitung von personenbezo-
genen Daten für bestimmte Zwecke (z. B. Weitergabe von Daten im Ver-
bund/Konzern) erteilt haben, ist die Rechtmäßigkeit dieser Verarbeitung 
auf Basis Ihrer Einwilligung gegeben. Eine erteilte Einwilligung kann jeder-
zeit widerrufen werden. Dies gilt auch für den Widerruf von Einwilligungs-
erklärungen, die vor der Geltung der EU-Datenschutz-Grundverordnung, 
also vor dem 25. Mai 2018, uns gegenüber erteilt worden sind. Bitte 
beachten Sie, dass der Widerruf erst für die Zukunft wirkt. Verarbeitungen, 
die vor dem Widerruf erfolgt sind, sind davon nicht betroffen. Eine Status-
übersicht der von Ihnen erteilten Einwilligungen können Sie jederzeit bei 
uns anfordern bzw. teilweise im Online-Banking einsehen.

d. Aufgrund gesetzlicher Vorgaben (Artikel 6 Abs.1 c DSGVO) oder im 
öffentlichen Interesse (Artikel 6 Abs.1 e DSGVO)
 Zudem unterliegen wir als Bank diversen rechtlichen Verpfl ichtungen, 
das heißt gesetzlichen Anforderungen (z. B. Kreditwesengesetz, 
Geldwäschegesetz, Wertpapierhandelsgesetz, Steuergesetze) sowie 
bankaufsichtsrechtlichen Vorgaben (z. B. der Europäischen Zentralbank, 
der Europäischen Bankenaufsicht, der Deutschen Bundesbank und der 
Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht). Zu den Zwecken der 
Verarbeitung gehören unter anderem die Kreditwürdigkeitsprüfung, die 
Identitäts- und Altersprüfung, Betrugs- und Geldwäscheprävention, die 
Erfüllung steuerrechtlicher Kontroll- und Meldepfl ichten sowie die Bewer-
tung und Steuerung von Risiken in der Bank und im Konzern.

4. Wer bekommt meine Daten
Innerhalb der Bank erhalten diejenigen Stellen Zugriff auf Ihre Daten, 
die diese zur Erfüllung unserer vertraglichen und gesetzlichen Pfl ichten 
brauchen. Auch von uns eingesetzte Dienstleister und Erfüllungsgehilfen 
können zu diesen Zwecken Daten erhalten, wenn diese das Bankgeheimnis 
und unsere schriftlichen datenschutzrechtlichen Weisungen wahren. Dies 
sind im wesentlichen Unternehmen aus den im Folgenden aufgeführten 
Kategorien. 
Im Hinblick auf die Datenweitergabe an Empfänger außerhalb der Bank ist 
zunächst zu beachten, dass wir als Bank zur Verschwiegenheit über alle 
kundenbezogenen Tatsachen und Wertungen verpfl ichtet sind, von denen 
wir Kenntnis erlangen (Bankgeheimnis gemäß Nr. 2 unserer Allgemeinen 
Geschäftsbedingungen). Informationen über Sie dürfen wir nur weiter-
geben, wenn gesetzliche Bestimmungen dies gebieten, Sie eingewilligt 
haben, wir zur Erteilung einer Bankauskunft befugt sind und/oder von 
uns beauftragte Auftragsverarbeiter gleichgerichtet die Einhaltung des 
Bankgeheimnisses sowie die Vorgaben der EU-Datenschutz-Grundver-
ordnung/des Bundesdatenschutzgesetzes garantieren. 
Unter diesen Voraussetzungen können Empfänger personenbezogener 
Daten z. B. sein: 
—  öffentliche Stellen und Institutionen (z. B. Deutsche Bundesbank, 

Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht, Europäische Banken-
aufsichtsbehörde, Europäische Zentralbank, Finanzbehörden, Bundes-
zentralamt für Steuern) bei Vorliegen einer gesetzlichen oder behörd-
lichen Verpfl ichtung. 

—  andere Kredit- und Finanzdienstleistungsinstitute, vergleichbare Ein-
richtungen und Auftragsverarbeiter, an die wir zur Durchführung der 
Geschäftsbeziehung mit Ihnen personenbezogene Daten übermitteln. 
Im Einzelnen: Abwicklung von Bankauskünften, Unterstützung/War-
tung von EDV-/IT-Anwendungen, Archivierung, Belegbearbeitung, Call-
center-Services, Compliance-Services, Controlling, Datenscreening 
für Anti-Geldwäsche-Zwecke, Datenvernichtung, Einkauf/Beschaffung, 
Flächenmanagement, Immobiliengutachten, Kreditabwicklungsservice, 
Sicherheitenverwaltung, Beitreibung, Zahlkartenabwicklung (Debit-
karten/Kreditkarten), Kundenverwaltung, Lettershops, Marketing, 
Medientechnik, Meldewesen, Research, Risikocontrolling, Spesenab-
rechnung, Telefonie, Videolegitimation, Webseitenmanagement, Wert-
papierdienstleistung, Aktienregister, Fondsverwaltung, Wirtschafts-
prüfungsdienstleistung, Zahlungsverkehr. 

Weitere Datenempfänger können diejenigen Stellen sein, für die Sie Ihre 
Einwilligung zur Datenübermittlung erteilt haben bzw. für die Sie uns vom 
Bankgeheimnis gemäß Vereinbarung oder Einwilligung befreit haben. 

5. Werden Daten in ein Drittland oder an 
eine internationale Organisation übermittelt

Eine Datenübermittlung in Länder außerhalb der EU bzw. des EWR 
(sogenannte Drittstaaten) fi ndet nur statt, soweit dies zur Ausführung 
Ihrer Aufträge (z. B. Zahlungs- und Wertpapieraufträge) erforderlich, 
gesetzlich vorgeschrieben ist (z. B. steuerrechtliche Meldepfl ichten), 
Sie uns eine Einwilligung erteilt haben oder im Rahmen einer Auftrags-
datenverarbeitung. Werden Dienstleister im Drittstaat eingesetzt, sind 
diese zusätzlich zu schriftlichen Weisungen durch die Vereinbarung der 
EU-Standardvertragsklauseln zur Einhaltung des Datenschutzniveaus in 
Europa verpfl ichtet. 
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6. Wie lange werden meine Daten 
gespeichert

Wir verarbeiten und speichern Ihre personenbezogenen Daten, solange 
es für die Erfüllung unserer vertraglichen und gesetzlichen Pfl ichten erfor-
derlich ist. Dabei ist zu beachten, dass unsere Geschäftsbeziehung ein 
Dauerschuldverhältnis ist, welches auf mehrere Jahre angelegt ist.
Sind die Daten für die Erfüllung vertraglicher oder gesetzlicher Pfl ichten 
nicht mehr erforderlich, werden diese regelmäßig gelöscht, es sei denn, 
ihre – befristete – Weiterverarbeitung ist zu folgenden Zwecken erforderlich:
—  Erfüllung handels- und steuerrechtlicher Aufbewahrungsfristen: Zu 

nennen sind das Handelsgesetzbuch, die Abgabenordnung, das 
Kreditwesengesetz, das Geldwäschegesetz und das Wertpapier-
handelsgesetz. Die dort vorgegebenen Fristen zur Aufbewahrung 
bzw. Dokumentation betragen zwei bis zehn Jahre. 

—  Erhaltung von Beweismitteln im Rahmen der Verjährungsvorschriften. 
Nach den §§ 195 ff. des Bürgerlichen Gesetzbuches (BGB) können 
diese Verjährungsfristen bis zu 30 Jahre betragen, wobei die regelmä-
ßige Verjährungsfrist drei Jahre beträgt.

7. Welche Datenschutzrechte habe ich
Jede betroffene Person hat das Recht auf Auskunft nach Artikel 15  DSGVO, 
das Recht auf Berichtigung nach Artikel 16 DSGVO, das Recht auf 
Löschung nach Artikel 17 DSGVO, das Recht auf Einschränkung der 
Verarbeitung nach Artikel 18 DSGVO, das Recht auf Widerspruch aus 
Artikel 21 DSGVO sowie das Recht auf Datenübertragbarkeit aus Artikel 
20 DSGVO. Beim Auskunftsrecht und beim Löschungsrecht gelten die 
Einschränkungen nach §§ 34 und 35 BDSG. Darüber hinaus besteht 
ein Beschwerderecht bei einer Datenschutzaufsichtsbehörde 
(Artikel 77 DSGVO i. V. m § 19 BDSG). 
Eine erteilte Einwilligung in die Verarbeitung personenbezogener Daten 
können Sie jederzeit uns gegenüber widerrufen. Dies gilt auch für den 
Widerruf von Einwilligungserklärungen, die vor der Geltung der EU-Daten-
schutz-Grundverordnung, also vor dem 25. Mai 2018, uns gegenüber 
erteilt worden sind. Bitte beachten Sie, dass der Widerruf erst für die 
Zukunft wirkt. Verarbeitungen, die vor dem Widerruf erfolgt sind, sind da-
von nicht betroffen. 
Vertragspartner der von Ihnen abgeschlossenen Bausparverträge ist 
die BHW Bausparkasse AG; Vertragspartner der von Ihnen direkt abge-
schlossenen Versicherungsverträge sind insbesondere unsere Koope-
rationspartner Zurich Versicherungsgruppe, PB Versicherung AG sowie 
die Deutsche Krankenversicherung AG. Bitte wenden Sie sich bzgl. Ihrer 
Datenschutzrechte unmittelbar an die Datenschutzbeauftragten der vor-
genannten Unternehmen. 

8. Gibt es für mich eine Pfl icht 
zur Bereitstellung von Daten

Im Rahmen unserer Geschäftsbeziehung müssen Sie diejenigen perso-
nenbezogenen Daten bereitstellen, die für die Aufnahme und Durchfüh-
rung einer Geschäftsbeziehung und die Erfüllung der damit verbundenen 
vertraglichen Pfl ichten erforderlich sind oder zu deren Erhebung wir 
gesetzlich verpfl ichtet sind. Ohne diese Daten werden wir in der Regel den 
Abschluss des Vertrages oder die Ausführung des Auftrages ablehnen 
müssen oder einen bestehenden Vertrag nicht mehr durchführen können 
und ggf. beenden müssen. 
Insbesondere sind wir nach den geldwäscherechtlichen Vorschriften 
verpfl ichtet, Sie vor der Begründung der Geschäftsbeziehung beispiels-
weise anhand Ihres Personalausweises zu identifi zieren und dabei Ihren 
Namen, Geburtsort, Geburtsdatum, Staatsangehörigkeit sowie Ihre 
Wohnanschrift zu erheben und festzuhalten. Damit wir dieser gesetzlichen 
Verpfl ichtung nachkommen können, haben Sie uns nach § 4 Abs. 6 Geld-
wäschegesetz die notwendigen Informationen und Unterlagen zur Ver-
fügung zu stellen und sich im Laufe der Geschäftsbeziehung ergebende 
Änderungen unverzüglich anzuzeigen. Sollten Sie uns die notwendigen 
Informationen und Unterlagen nicht zur Verfügung stellen, dürfen wir die 
von Ihnen gewünschte Geschäftsbeziehung nicht aufnehmen oder fort-
setzen. 

9. Inwieweit gibt es eine automatisierte Ent-
scheidungsfi ndung (einschließlich Profi ling) 

Zur Begründung und Durchführung der Geschäftsbeziehung nutzen wir 
grundsätzlich keine vollautomatisierte Entscheidungsfi ndung gemäß 
Artikel 22 DSGVO. Sollten wir diese Verfahren in Einzelfällen einsetzen, 
werden wir Sie hierüber gesondert informieren, sofern dies gesetzlich 
vorgegeben ist.

10. Findet „Profi ling“ statt
Wir verarbeiten Ihre Daten teilweise automatisiert mit dem Ziel, bestimmte 
persönliche Aspekte zu bewerten (Profi ling). Wir setzen Profi ling beispiels-
weise in folgenden Fällen ein:
—  Aufgrund gesetzlicher Vorgaben sind wir zur Geldwäsche- und Betrugs-

bekämpfung verpfl ichtet. Dabei werden auch Datenauswertungen 
(u. a. im Zahlungsverkehr) vorgenommen. Diese Maßnahmen dienen 
zugleich auch Ihrem Schutz.

—  Um Sie zielgerichtet über Produkte informieren und beraten zu können, 
setzen wir Auswertungsinstrumente ein. Diese ermöglichen eine 
bedarfs gerechte Kommunikation und Werbung einschließlich Markt- 
und Meinungsforschung.

—  Im Rahmen der Beurteilung Ihrer Kreditwürdigkeit nutzen wir das 
Scoring. Dabei wird die Wahrscheinlichkeit berechnet, mit der ein Kunde 
seinen Zahlungsverpfl ichtungen vertragsgemäß nachkommen wird. 
In die Berechnung können beispielsweise Einkommensverhältnisse, 
Ausgaben, bestehende Verbindlichkeiten, Beruf, Beschäftigungsdauer, 
Erfahrungen aus der bisherigen Geschäftsbeziehung, vertragsgemäße 
Rückzahlung früherer Kredite sowie Informationen von Kreditaus-
kunfteien einfl ießen. Das Scoring beruht auf einem mathematisch-
statistisch anerkannten und bewährten Verfahren. Die errechneten 
Scorewerte unterstützen uns bei der Entscheidungsfi ndung und gehen 
in das laufende Risikomanagement mit ein. 

Information über Ihr Widerspruchsrecht nach Artikel 21 EU-Daten-
schutz-Grundverordnung (DSGVO)
1. Einzelfallbezogenes Widerspruchsrecht
Sie haben das Recht, aus Gründen, die sich aus Ihrer besonderen 
Situation ergeben, jederzeit gegen die Verarbeitung Sie betreffender 
personenbezogener Daten, die aufgrund von Artikel 6 Abs. 1 e  DSGVO 
(Datenverarbeitung im öffentlichen Interesse) und Artikel 6 Abs. 1 f 
DSGVO (Datenverarbeitung auf der Grundlage einer Interessenabwä-
gung) erfolgt, Widerspruch einzulegen; dies gilt auch für ein auf diese 
Bestimmung gestütztes Profi ling im Sinne von Artikel 4 Abs. 4 DSGVO.
Legen Sie Widerspruch ein, werden wir Ihre personenbezogenen Daten 
nicht mehr verarbeiten, es sei denn, wir können zwingende schutzwür-
dige Gründe für die Verarbeitung nachweisen, die Ihre Interessen, 
Rechte und Freiheiten überwiegen, oder die Verarbeitung dient der 
 Geltendmachung, Ausübung oder Verteidigung von Rechtsansprüchen.
2. Widerspruchsrecht gegen Verarbeitung von Daten 
zu Werbezwecken
In Einzelfällen verarbeiten wir Ihre personenbezogenen Daten, um Direkt-
werbung zu betreiben. Sie haben das Recht, jederzeit Widerspruch 
gegen die Verarbeitung Sie betreffender personenbezogener Daten 
zum Zwecke derartiger Werbung einzulegen; dies gilt auch für das 
Profi ling, soweit es mit solcher Direktwerbung in Verbindung steht.
Widersprechen Sie der Verarbeitung für Zwecke der Direktwerbung, so 
werden wir Ihre personenbezogenen Daten nicht mehr für diese Zwecke 
verarbeiten.
Der Widerspruch kann formfrei erfolgen und sollte möglichst telefonisch 
gerichtet werden an: 0228 5500 5500 oder alternativ in der Filiale.
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1 / 3

Postbank – eine Niederlassung 
der Deutsche Bank AG

923 960 050 10.22 

aus un-/selbstständiger Arbeit/Gewerbebetrieb, Ausgaben), absehbare 
Änderungen in den Vermögensverhältnissen (z. B. Eintritt Renten alter), 
konkrete Ziele/wesentliche Anliegen in der Zukunft (z. B. geplante An-
schaffungen, Ablösung Verbindlichkeiten), steuerliche Informationen (z. B. 
Angabe zur Kirchensteuerpfl icht), Dokumentationsdaten (z. B. Geeignet-
heitserklärungen).
Bausparen
Bausparvertragsnummer, Basis-/Steuerdaten, Tarife, Zuteilungs-/Auszah-
lungsdaten, staatliche Förderung, Umsatzdaten/-verlauf, Lastschriftdaten, 
Drittrechte, Qualitätsdaten.
Lebens- und Rentenversicherungen, Erwerbs-/Berufsunfähigkeits- 
und Pfl egeversicherung, private Krankenversicherung
Versicherungsnummer, Produktdaten (z. B. Tarif, Leistung, Beitrag), 
Dokumentationsdaten (z. B. Beratungsprotokolle). Sofern eine Anlage der 
Beiträge in Wertpapieren erfolgt, werden die personenbezogenen  Daten 
unter Punkt 2.3 Wertpapiergeschäft herangezogen.
Kreditkarten
Beruf, Einkommen, Mietkosten bzw. Rate Baufi nanzierung, unterhalts-
berechtigte Kinder, bei Nicht-EU-Staatsangehörigen Aufenthalts-/Arbeits-
erlaubnis.
Konsumentenfi nanzierung (Verbraucher)
Bonitätsunterlagen (Einkommen, Ausgaben, Fremdkontoauszüge), 
Arbeitgeber, Art und Dauer Beschäftigungsverhältnis, Anzahl unterhalts-
pfl ichtiger Kinder, bei Nicht-EU-Staatsangehörigen Aufenthalts-/Arbeits-
erlaubnis, Scoring-/Ratingdaten, Verwendungszweck, Dokumentations-
daten (z. B. Beratungsprotokolle).
Baufi nanzierung (Verbraucher und Selbstständige)
Bonitätsunterlagen (Gehaltsabrechnungen, Einnahmenüberschuss-
rechnungen und Bilanzen, Steuerunterlagen, Angaben/Nachweise zu 
Vermögen und Verbindlichkeiten, übernommene Bürgschaften, Fremd-
kontoauszüge, Ausgaben), Arbeitgeber, Art und Dauer Beschäftigungsver-
hältnis, Art und Dauer der Selbstständigkeit, Anzahl unterhaltspfl ichtiger 
Kinder, Güterstand, bei Nicht-EU-Staatsangehörigen Aufenthalts-/
Arbeitserlaubnis, Scoring-/Ratingdaten, Angaben/Nachweise zum 
Verwendungszweck, Eigen- und Fremdsicherheiten: Objektunterlagen 
(z. B. Grundbuch auszüge, Objektbewertungen), Dokumentationsdaten 
(z. B. Beratungsprotokolle). 
Gewerbliche Finanzierung (Selbstständige)
Bonitätsunterlagen geschäftlich: Einnahmenüberschussrechnungen, 
Bilanzen,  betriebswirtschaftliche Auswertung, Art und Dauer der Selbst-
ständigkeit.
Bonitätsunterlagen privat: Selbstauskunft mit Angaben zu Ein- und Aus-
gaben sowie Vermögen und Verbindlichkeiten, Gehaltsabrechnungen, 
Steuerunterlagen, Nachweise zu Vermögen, übernommene Bürgschaften, 
Anzahl unterhaltspfl ichtiger Kinder, Güterstand, bei Nicht-EU-Staatsange-
hörigen Aufenthalts-/Arbeitserlaubnis, Scoring-/Ratingdaten privat, 
Angaben/Nachweise zum Verwendungszweck, Informationen zu gestellten 
Sicherheiten, Objektunterlagen (z. B. Grundbuchauszüge, Objektbewer-
tungen).
Bei persönlichen Bürgschaften durch Dritte (Fremdsicherheiten) können 
von der Bank an den jeweiligen Bürgen vergleichbare Anforderungen zur 
Offenlegung der wirtschaftlichen und fi nanziellen Verhältnisse gestellt 
werden. 
Zins- und Währungsmanagement
Angaben zu Kenntnissen und/oder Erfahrungen mit Zins-/Währungspro-
dukten/Geldanlage (MiFID-Status), Anlageverhalten/-strategie (Umfang, 
Häufi gkeit, Risikobereitschaft), Beruf, fi nanzielle Situation (Vermögen, 
Verbindlichkeiten, Einkünfte aus un-/selbstständiger Arbeit/Gewerbebe-
trieb, Ausgaben), absehbare Änderungen in den Vermögensverhältnissen 
(z. B. Eintritt Rentenalter), konkrete Ziele/wesentliche Anliegen in der 
Zukunft (z. B. geplante Anschaffungen, Ablösung Verbindlichkeiten), 
steuerliche Informationen (z. B. Angabe Kirchensteuerpfl icht), Dokumen-
tationsdaten (z. B. Beratungsprotokolle).
Kundenkontaktinformationen
Im Rahmen der Geschäftsanbahnungsphase und während der Geschäfts-
beziehung, insbesondere durch persönliche, telefonische oder schriftliche 
Kontakte, durch Sie oder von der Bank initiiert, entstehen weitere personen-
bezogene Daten, z. B. Informationen über Kontaktkanal, Datum, Anlass 
und Ergebnis; (elektronische) Kopien des Schriftverkehrs sowie Informati-
onen über die Teilnahme an Direktmarketingmaßnahmen. 

Mit den nachfolgenden Informationen geben wir Ihnen einen Überblick 
über die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten durch uns und Ihre 
Rechte aus dem Datenschutzrecht. Welche Daten im Einzelnen verarbei-
tet und in welcher Weise genutzt werden, richtet sich maßgeblich nach 
den jeweils beantragten bzw. vereinbarten Dienstleistungen.
Bitte geben Sie die Informationen auch den aktuellen und künftigen ver-
tretungsberechtigten Personen und wirtschaftlichen Berechtigten sowie 
etwaigen Mitverpfl ichteten eines Kredites weiter. Dazu zählen z. B. Be-
günstigte im Todesfall, Prokuristen oder Bürgen.

1. Wer ist für die Datenverarbeitung verant-
wortlich und an wen kann ich mich wenden

Verantwortliche Stelle ist: 
Deutsche Bank AG
Taunusanlage 12
60325 Frankfurt am Main
Telefon: 069 910-10000
Fax: 069 910-10001
E-Mail: deutsche.bank@db.com

Sie erreichen unseren betrieblichen Datenschutzbeauftragten unter
Deutsche Bank AG
Datenschutzbeauftragter
Taunusanlage 12
60325 Frankfurt am Main
Telefon: 069 910-10000
E-Mail: datenschutz.db@db.com

2. Welche Quellen und Daten nutzen wir
Wir verarbeiten personenbezogene Daten, die wir im Rahmen unserer 
Geschäftsbeziehung von unseren Kunden erhalten. Zudem verarbeiten 
wir – soweit für die Erbringung unserer Dienstleistung erforderlich – per-
sonenbezogene Daten, die wir von anderen Unternehmen der Deutsche 
Bank Gruppe oder von sonstigen Dritten (z. B. SCHUFA) zulässigerweise 
(z. B. zur Ausführung von Aufträgen, zur Erfüllung von Verträgen oder auf-
grund einer von Ihnen erteilten Einwilligung) erhalten haben. Zum anderen 
verarbeiten wir personenbezogene Daten, die wir aus öffentlich zugäng-
lichen Quellen (z. B. Schuldnerverzeichnisse, Grundbücher, Handels- und 
Vereinsregister, Presse, Medien, Internet) zulässigerweise gewonnen 
haben und verarbeiten dürfen. 
Relevante personenbezogene Daten im Interessentenprozess, bei der 
Stammdateneröffnung, im Zuge einer Bevollmächtigung (Kontovollmacht 
und/oder Kreditkarteninhaber) oder als Mitverpfl ichteter eines Kredits 
(z. B. Bürge) können sein: 
Name, Adresse/andere Kontaktdaten (Telefon, E-Mail-Adresse), 
Geburtsdatum/-ort, Geschlecht, Staatsangehörigkeit, Familienstand, 
Geschäftsfähigkeit, Berufsgruppenschlüssel/Partnerart (unselbstständig/
selbstständig), Wohnstatus (Miete/Eigentum), Legitimationsdaten 
(z. B. Ausweisdaten), Authentifi kationsdaten (z. B. Unterschriftsprobe), 
Steuer-ID, FATCA-Status, SCHUFA-Score, Kennzeichnung EU-Basiskonto. 
Bei Abschluss und Nutzung von Produkten/Dienstleistungen aus den im 
Folgenden aufgelisteten Produktkategorien können zusätzlich zu den vor-
genannten Daten weitere personenbezogene Daten erhoben, verarbeitet 
und gespeichert werden. Diese umfassen im Wesentlichen: 
Konto und Zahlungsverkehr (inkl. Online-Banking) 
Auftragsdaten (z. B. Zahlungsaufträge), Daten aus der Erfüllung unserer 
vertraglichen Verpfl ichtungen (z. B. Zahlungsverkehrsdaten). 
Spar- und Einlagen 
Daten aus der Erfüllung unserer vertraglichen Verpfl ichtungen (z. B. Um-
sätze), steuerliche Informationen (z. B.  Angabe zur Kirchensteuerpfl icht), 
Angaben zu etwaigen Drittbegünstigten, Lastschriftdaten, Dokumentati-
onsdaten (z. B. Beratungsprotokolle).
Wertpapiergeschäft
Angaben zu Kenntnissen und/oder Erfahrungen mit Wertpapieren (MiFID-
Status), Anlageverhalten/-strategie (Umfang, Häufi gkeit, Risikobereit-
schaft), Beruf, fi nanzielle Situation (Vermögen, Verbindlichkeiten, Einkünfte 
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Datenübermittlung an die SCHUFA und 
Befreiung vom Bankgeheimnis

Postbank – eine Niederlassung 
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Die Bank übermittelt im Rahmen dieses Vertragsverhältnisses erhobene 
personenbezogene Daten über die Beantragung, die Durchführung und 
Beendigung dieser Geschäftsbeziehung sowie Daten über nicht vertrags -
gemäßes Verhalten oder betrügerisches Verhalten an die SCHUFA 
Holding AG, Kormoranweg 5, 65201 Wiesbaden. Rechtsgrundlagen 
dieser Übermittlungen sind Artikel 6 Absatz 1 lit. b und Artikel 6 Absatz 1 lit. f 
der Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO). Übermittlungen auf der 
Grundlage von Artikel 6 Absatz 1 lit. f DSGVO dürfen nur erfolgen, soweit 
dies zur Wahrung berechtigter Interessen oder Grundrechte und Grund -
freiheiten der betroffenen Person, die den Schutz personenbezogener 
Daten erfordern, überwiegen. Der Datenaustausch mit der SCHUFA dient 
auch der Erfüllung gesetzlicher Pfl ichten zur Durchführung von Kredit-
würdigkeitsprüfungen von Kunden (§ 505a des Bürgerlichen Gesetzbuches, 
§ 18a des Kreditwesengesetzes).
Der Kunde befreit die Bank insoweit auch vom Bankgeheimnis.
Die SCHUFA verarbeitet die erhaltenen Daten und verwendet sie auch 
zum Zwecke der Profi lbildung (Scoring), um Ihren Vertragspartnern im 
Europäischen Wirtschaftsraum und in der Schweiz sowie ggf. weiteren 
Drittländern (sofern zu diesen ein Angemessenheitsbeschluss der 
Europäischen Kommission besteht oder Standardvertragsklauseln 
vereinbart wurden, die unter www.schufa.de eingesehen werden können) 
Informationen unter anderem zur Beurteilung der Kreditwürdigkeit von 
natürlichen Personen zu geben. Nähere Informationen zur Tätigkeit der 
SCHUFA können dem SCHUFA-Informationsblatt nach Art. 14 DSGVO 
entnommen oder online unter www.schufa.de/datenschutz eingesehen 
werden.
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1.  Name und Kontaktdaten der verantwortlichen Stelle sowie 
des betrieblichen Datenschutzbeauftragten:

SCHUFA Holding AG, Kormoranweg 5, 65201 Wiesbaden, 
Tel.: +49 611  92780
Der betriebliche Datenschutzbeauftragte der SCHUFA ist unter der o. g. 
Anschrift, z. Hd. Abteilung Datenschutz oder per E-Mail unter 
datenschutz@schufa.de erreichbar.
2. Datenverarbeitung durch die SCHUFA
2.1  Zwecke der Datenverarbeitung und berechtigte Interessen, 

die von der SCHUFA oder einem Dritten verfolgt werden
Die SCHUFA verarbeitet personenbezogene Daten, um berechtigten Empfän-
gern Informationen zur Beurteilung der Kreditwürdigkeit von natürlichen und 
juristischen Personen zu geben. Hierzu werden auch Scorewerte ermittelt und 
übermittelt. Sie stellt die Informationen nur dann zur Verfügung, wenn ein 
berechtigtes Interesse hieran im Einzelfall glaubhaft dargelegt wurde und eine 
Verarbeitung nach Abwägung aller Interessen zulässig ist. Das berechtigte 
Interesse ist insbesondere vor Eingehung von Geschäften mit finanziellem 
Ausfallrisiko gegeben. Die Kreditwürdigkeitsprüfung dient der Bewahrung der 
Empfänger vor Verlusten im Kreditgeschäft und eröffnet gleichzeitig die Mög-
lichkeit, Kreditnehmer durch Beratung vor einer übermäßigen Verschuldung 
zu bewahren. Die Verarbeitung der Daten erfolgt darüber hinaus zur Betrugs-
prävention, Seriositätsprüfung, Geldwäscheprävention, Identitäts- und Alters-
prüfung, Anschriftenermittlung, Kundenbetreuung oder Risikosteuerung sowie 
der Tarifierung oder Konditionierung. Neben den vorgenannten Zwecken verar-
beitet die SCHUFA personenbezogene Daten auch zu internen Zwecken (z. B. 
Geltendmachung rechtlicher Ansprüche und Verteidigung bei rechtlichen Strei-
tigkeiten, Weiterentwicklung von Dienstleistungen und Produkten, Forschung 
und Entwicklung insbesondere zur Durchführung interner Forschungsprojekte 
(z. B. SCHUFA-Kreditkompass) oder zur Teilnahme an nationalen und internatio-
nalen externen Forschungsprojekten im Bereich der genannten Verarbeitungs-
zwecke sowie Gewährleistung der IT-Sicherheit und des IT-Betriebs). Das berech-
tigte Interesse hieran ergibt sich aus den jeweiligen Zwecken und ist im Übrigen 
wirtschaftlicher Natur (effiziente Aufgabenerfüllung, Vermeidung von Rechtsri-
siken). Es können auch anonymisierte Daten verarbeitet werden. Über etwaige 
Änderungen der Zwecke der Datenverarbeitung wird die SCHUFA gemäß 
Art. 14 Abs. 4 DSGVO informieren.
2.2 Rechtsgrundlagen für die Datenverarbeitung
Die SCHUFA verarbeitet personenbezogene Daten auf Grundlage der Bestim-
mungen der Datenschutz-Grundverordnung und des Bundesdatenschutzge-
setzes. Die Verarbeitung erfolgt auf Basis von Einwilligungen (Art. 6 Abs. 1 
Buchstabe a DSGVO) sowie auf Grundlage des Art. 6 Abs. 1 Buchstabe f 
DSGVO, soweit die Verarbeitung zur Wahrung der berechtigten Interessen des 
Verantwortlichen oder eines Dritten erforderlich ist und nicht die Interessen oder 
Grundrechte und Grundfreiheiten der betroffenen Person, die den Schutz perso-
nenbezogener Daten erfordern, überwiegen. Einwilligungen können jederzeit 
gegenüber dem betreffenden Vertragspartner widerrufen werden. Dies gilt 
auch für Einwilligungen, die bereits vor Inkrafttreten der DSGVO erteilt wurden. 
Der Widerruf der Einwilligung berührt nicht die Rechtmäßigkeit der bis zum 
Widerruf verarbeiteten personenbezogenen Daten.
2.3 Herkunft der Daten
Die SCHUFA erhält ihre Daten einerseits von ihren Vertragspartnern. Dies sind 
im europäischen Wirtschaftsraum und in der Schweiz sowie ggf. weiteren 
Drittländern (sofern zu diesen ein entsprechender Angemessenheitsbeschluss 
der Europäischen Kommission existiert) ansässige Institute, Finanzunternehmen 
und Zahlungsdienstleister, die ein finanzielles Ausfallrisiko tragen (z. B. Banken, 
Sparkassen, Genossenschaftsbanken, Kreditkarten-, Factoring- und Leasingunter-
nehmen) sowie weitere Vertragspartner, die zu den unter Ziffer 2.1 genannten 
Zwecken Produkte der SCHUFA nutzen, insbesondere aus dem (Versand-)
Handels-, eCommerce-, Dienstleistungs-, Vermietungs-, Energieversorgungs-, 
Telekommunikations-, Versicherungs- oder Inkassobereich. Darüber hinaus ver-
arbeitet die SCHUFA Informationen aus allgemein zugänglichen Quellen wie 
etwa öffentlichen Verzeichnissen und amtlichen Bekanntmachungen (z. B. 
Schuldnerverzeichnisse, Insolvenzbekanntmachungen) oder von Compliance-
Listen (z. B. Listen über politisch exponierte Personen und Sanktionslisten) 
sowie von Datenlieferanten. Die SCHUFA speichert ggf. auch Eigenangaben 
der betroffenen Personen nach entsprechender Mitteilung und Prüfung.
2.4  Kategorien personenbezogener Daten, die verarbeitet werden
Personendaten, z. B. Name (ggf. auch vorherige Namen, die auf gesonderten 
Antrag beauskunftet werden), Vorname, Geburtsdatum, Geburtsort, Anschrift, 
frühere Anschriften; Informationen über die Aufnahme und vertragsgemäße 
Durchführung eines Geschäftes (z. B. Girokonten, Ratenkredite, Kreditkarten, 
Pfändungsschutzkonten, Basiskonten); Informationen über nicht erfüllte Zah-
lungsverpflichtungen wie z. B. unbestrittene, fällige und mehrfach angemahnte 
oder titulierte Forderungen sowie deren Erledigung; Informationen zu miss-
bräuchlichem oder sonstigen betrügerischem Verhalten wie z. B. Identitäts- 
oder Bonitätstäuschungen;  Informationen aus allgemein zugänglichen Quellen 
(z. B. Schuldnerverzeichnisse, Insolvenzbekanntmachungen); Daten aus 
Compliance-Listen; Informationen, ob und in welcher Funktion in allgemein 
zugänglichen Quellen ein Eintrag zu einer Person des öffentlichen Lebens mit 
übereinstimmenden Personendaten existiert; Anschriftendaten; Scorewerte.
2.5 Kategorien von Empfängern der personenbezogenen Daten
Empfänger sind im europäischen Wirtschaftsraum, in der Schweiz sowie ggf. 
weiteren Drittländern (sofern zu diesen ein entsprechender Angemessenheits-
beschluss der Europäischen Kommission existiert oder Standardvertragsklauseln 
vereinbart wurden, die unter www.schufa.de eingesehen werden können) 
ansässige Vertragspartner gem. Ziffer 2.3. Weitere Empfänger können externe 
Auftragnehmer der SCHUFA nach Art. 28 DSGVO sowie externe und interne 
SCHUFA -Stellen sein. Die SCHUFA unterliegt zudem den gesetzlichen Eingriffs-
befugnissen staatlicher Stellen.

2.6 Dauer der Datenspeicherung
Die SCHUFA speichert Informationen über Personen nur für eine bestimmte 
Dauer. Maßgebliches Kriterium für die Festlegung dieser Dauer ist die Erforderlich-
keit der Verarbeitung zu den o. g. Zwecken. Im Einzelnen sind die Speicherfristen 
in einem Code of Conduct des Verbandes „Die Wirtschaftsauskunfteien e. V.“ 
festgelegt (einsehbar unter www.schufa.de/loeschfristen). Angaben über 
Anfragen werden nach zwölf Monaten taggenau gelöscht.
3. Betroffenenrechte
Jede betroffene Person hat gegenüber der SCHUFA das Recht auf Auskunft 
nach Art. 15 DSGVO, das Recht auf Berichtigung nach Art. 16 DSGVO, das 
Recht auf Löschung nach Art. 17 DSGVO und das Recht auf Einschränkung der 
Verarbeitung nach Art. 18 DSGVO. Die SCHUFA hat für Anliegen von betroffe-
nen Personen ein Privatkunden ServiceCenter eingerichtet, das schriftlich unter 
SCHUFA Holding AG, Privatkunden ServiceCenter, Postfach 10 34 41, 50474 
Köln, telefonisch unter +49 611 92780 und über ein Rückfrageformular unter 
www.schufa.de/rueckfrageformular erreichbar ist. Darüber hinaus besteht die 
Möglichkeit, sich an die für die SCHUFA zuständige Aufsichtsbehörde, den 
Hessischen Beauftragten für Datenschutz und Informationsfreiheit, zu wen-
den. Einwilligungen können jederzeit gegenüber dem betreffenden Vertrags-
partner widerrufen werden.

4. Profilbildung (Scoring)
Neben der Erteilung von Auskünften über die zu einer Person gespeicherten 
Informationen unterstützt die SCHUFA ihre Vertragspartner bei deren Ent-
scheidungsfindung durch Profilbildungen, insbesondere mittels sogenannter 
Scorewerte. Dies hilft z. B. dabei, alltägliche Kreditgeschäfte rasch abwickeln 
zu können. Unter dem Oberbegriff der Profilbildung wird die Verarbeitung 
personenbezogener Daten unter Analyse bestimmter Aspekte zu einer Person 
verstanden. Besondere Bedeutung nimmt dabei das sogenannte Scoring im 
Rahmen der Bonitätsprüfung und Betrugsprävention ein. Scoring kann aber 
darüber hinaus der Erfüllung weiterer der in Ziffer 2.1 dieser SCHUFA-Information 
genannten Zwecke dienen. Beim Scoring wird anhand von gesammelten Infor-
mationen und Erfahrungen aus der Vergangenheit eine Prognose über zukünftige 
Ereignisse oder Verhaltensweisen erstellt. Anhand der zu einer Person bei der 
SCHUFA gespeicherten Informationen erfolgt eine Zuordnung zu statistischen 
Personengruppen, die in der Vergangenheit eine ähnliche Datenbasis aufwiesen.
Zusätzlich zu dem bereits seit vielen Jahren im Bereich des Bonitätsscorings 
etablierten Verfahren der Logistischen Regression können bei der SCHUFA 
auch Scoringverfahren aus den Bereichen sogenannter komplexer nicht linearer 
Verfahren oder expertenbasierter Verfahren zum Einsatz kommen. Dabei ist es 
für die SCHUFA stets von besonderer Bedeutung, dass die eingesetzten Ver-
fahren mathematisch-statistisch anerkannt und wissenschaftlich fundiert sind. 
Unabhängige externe Gutachter bestätigen uns die Wissenschaftlichkeit dieser 
Verfahren. Darüber hinaus werden die angewandten Verfahren der zuständigen 
Aufsichtsbehörde offengelegt. Für die SCHUFA ist es selbstverständlich, die 
Qualität und Aktualität der eingesetzten Verfahren regelmäßig zu prüfen und 
entsprechende Aktualisierungen vorzunehmen.
Die Ermittlung von Scorewerten zur Bonität erfolgt bei der SCHUFA auf Grund-
lage der zu einer Person bei der SCHUFA gespeicherten Daten, die auch in 
der Datenkopie nach Art. 15 DSGVO ausgewiesen werden. Anhand dieser 
bei der SCHUFA gespeicherten Informationen erfolgt dann eine Zuordnung zu 
statistischen Personengruppen, die in der Vergangenheit eine ähnliche Daten-
basis aufwiesen. Für die Ermittlung von Scorewerten zur Bonität werden die 
gespeicherten Daten in sogenannte Datenarten zusammengefasst, die unter 
www.schufa.de/scoring-faq eingesehen werden können. Bei der Ermittlung 
von Scorewerten zu anderen Zwecken können auch weitere Daten(arten) ein-
fließen. Angaben zur Staatsangehörigkeit oder besonders sensible Daten nach 
Art. 9 DSGVO (z. B. ethnische Herkunft oder Angaben zu politischen oder 
religiösen Einstellungen) werden bei der SCHUFA nicht gespeichert und stehen 
daher für die Profilbildung nicht zur Verfügung. Auch die Geltendmachung der 
Rechte der betroffenen Person nach der DSGVO, wie z. B. die Einsichtnahme in 
die zur eigenen Person bei der SCHUFA gespeicherten Daten nach Art. 15 
DSGVO, hat keinen Einfluss auf die Profilbildung. Darüber hinaus berücksichtigt 
die SCHUFA beim Scoring die Bestimmungen des § 31 BDSG.
Mit welcher Wahrscheinlichkeit eine Person bspw. einen Baufinanzierungskredit 
zurückzahlen wird, muss nicht der Wahrscheinlichkeit entsprechen, mit der sie 
eine Rechnung beim Versandhandel termingerecht bezahlt. Aus diesem Grund 
bietet die SCHUFA ihren Vertragspartnern unterschiedliche branchen- oder 
sogar kundenspezifische Scoremodelle an. Scorewerte verändern sich stetig, 
da sich auch die Daten, die bei der SCHUFA gespeichert sind, kontinuierlich 
verändern. So kommen neue Daten hinzu, während andere aufgrund von Spei-
cherfristen gelöscht werden. Außerdem ändern sich auch die Daten selbst im 
Zeitverlauf (z. B. die Dauer des Bestehens einer Geschäftsbeziehung), sodass 
auch ohne neue Daten Veränderungen auftreten können.
Wichtig zu wissen: Die SCHUFA selbst trifft keine Entscheidungen. Sie unter-
stützt die angeschlossenen Vertragspartner lediglich mit ihren Auskünften 
und Profilbildungen bei der Entscheidungsfindung. Die Entscheidung für oder 
gegen ein Geschäft trifft hingegen allein der direkte Geschäftspartner. Dies 
gilt selbst dann, wenn er sich einzig auf die von der SCHUFA gelieferten Infor-
mationen verlässt. Weitere Informationen zu Profilbildungen und Scoring bei 
der SCHUFA (z. B. über die derzeit im Einsatz befindlichen Verfahren) können 
unter www.schufa.de/scoring-faq eingesehen werden.
Stand: Oktober 2020

SCHUFA-Information nach Art. 14 DSGVO

Nach Art. 21 Abs. 1 DSGVO kann der Datenverarbeitung aus Gründen, 
die sich aus der besonderen Situation der betroffenen Person ergeben, 
widersprochen werden. 
Der Widerspruch kann formfrei erfolgen und ist zu richten an 
SCHUFA Holding AG, Privatkunden ServiceCenter, 
Postfach 10 34 41, 50474 Köln.
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